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1. EINFÜHRUNG 

 

Der Samtgemeindeausschuss der Samtgemeinde Hemmoor hat in seiner Sitzung am 

01.06.2023 den Aufstellungsbeschluss für die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes ge-

fasst. 

 

Der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hemmoor liegen das Bau-

gesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie das Niedersächsische Kom-

munalverfassungsgesetz (NKomVG), in der zur Zeit der Aufstellung des Bauleitplanes jeweils gülti-

gen Fassung, zugrunde.  

 

ohne Maßstab 

Übersichtskarte mit Darstellung der Lage des Plangebietes  
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2. PLANUNGSRELEVANTE RAHMENBEDINGUNGEN  

 

2.1 Raumordnung  

 

Regionales Raumordnungsprogramm 

Die verbindlichen Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) den Zie-

len der Raumordnung anzupassen.  

 

Die Stadt Hemmoor ist im Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises 

Cuxhaven (RROP) als Mittelzentrum ausgewiesen worden. Darüber hinaus ist der Stadt Hem-

moor die Schwerpunktaufgabe "Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten" zugeordnet 

worden. Im Rahmen dieser Schwerpunktaufgabe muss die Stadt Hemmoor für die Sicherung 

und Entwicklung von Arbeitsstätten ein umfangreiches, möglichst vielfältiges Angebot an Ar-

beitsstätten vorhalten, d. h. es soll ein Arbeitsplatzangebot vorhanden sein, das überörtliche 

Ausstrahlung entfaltet, um damit Impulse für eine Belebung des Arbeitsmarktes zu geben. 

 

Das Plangebiet selbst liegt in der zeichnerischen Darstellung des RROP 2012/ 2017 in einem 

Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft.  

 

Ausschnitt aus dem RROP 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven 

 

Da der überwiegende Teil der im Bebauungsplan Nr. H 77 "Gewerbegebiet Hemmoor West" 

verfügbaren Gewerbegrundstücke veräußert wurde oder reserviert ist, aber weiterhin eine hohe 

Nachfrage nach Gewerbeflächen in der Stadt Hemmoor besteht, soll mit der vorgesehenen 

Erweiterung des in Realisierung befindlichen Gewerbegebietes Hemmoor West der Bedarf an 

Gewerbegrundstücken in Hemmoor gedeckt werden. Dabei ist auch berücksichtigt worden, 

dass für die geplante Erweiterungsfläche bereits hohes Interesse von ansiedlungswilligen Unter-
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nehmen besteht. Insofern erfüllt die Stadt Hemmoor mit der Entwicklung weiterer Gewerbeflä-

chen die ihr von der Raumordnung zugewiesene Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung von 

Arbeitsstätten. Die Ansiedlung von Gewerbebetrieben dient sowohl der Schaffung von Arbeitsstät-

ten sowie von Arbeits- und Ausbildungsplätzen in Hemmoor als auch der Bereitstellung von Ein-

kommensmöglichkeiten für die örtliche Bevölkerung und trägt somit zur nachhaltigen Stärkung 

und Weiterentwicklung der Wirtschaftskraft der Stadt Hemmoor und des Landkreises Cuxhaven 

bei.    

 

Mit der vorliegenden Planung werden landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen, wo-

bei die Hergabe jedoch auf Freiwilligkeit basiert. Ferner werden landwirtschaftliche Flächen nur in 

dem Umfang genutzt, der zur Realisierung der Planung notwendig ist. Insofern sind mit Blick auf 

die Großflächigkeit des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft keine erheblich negativen Auswirkun-

gen zu erwarten. Landwirtschaftliche Betriebe sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden. 

Negative Auswirkungen auf die Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Nutzflächen 

sind planungsbedingt nicht zu erwarten.  

 

Landesraumordnungsprogramm (LROP) 

In der zeichnerischen Darstellung des Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) 

2017/2022 sind für den Planbereich keine Festlegungen getroffen worden. Die Stadt Hemmoor 

wurde als Mittelzentrum ausgewiesen.  

 

In Abschnitt 2.3 Ziffer 02 Satz 3 des Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen wird aus-

geführt, dass als Einzelhandelsgroßprojekte auch mehrere selbständige, ggf. jeweils für sich nicht 

großflächige Einzelhandelsbetriebe gelten, die räumlich konzentriert angesiedelt sind oder ange-

siedelt werden sollen und von denen in ihrer Gesamtbetrachtung raumbedeutsame Auswirkun-

gen wie von einem Einzelhandelsgroßprojekt ausgehen oder ausgehen können (Agglomeratio-

nen). 

 

Insbesondere die Träger der Bauleitplanung haben gemäß § 1 Absatz 4 BauGB ihre Bebauungs-

pläne so auszugestalten, dass ihre Festsetzungen keine Vorhaben ermöglichen, die eine den 

LROP- Vorgaben widersprechende Agglomeration entstehen oder verfestigen lassen. Zwar ist 

Einzelhandel, der nicht nach § 11 Abs. 3 BauNVO zu beurteilen ist, in verschiedenen Baugebiets-

typen allgemein zulässig, aber die Gemeinde kann die Möglichkeiten des Städtebaurechts nut-

zen und gemäß § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO Feindifferenzierungen vornehmen oder baugebietsbe-

zogen Einzelhandel planerisch ausschließen. Auf jeden Fall muss die Gemeinde die Möglichkeit, 

dass sich eine Agglomeration im Sinne des LROP bilden kann, berücksichtigen und darf nicht 

unbesehen ein Baugebiet, in dem Einzelhandel allgemein zulässig ist, als unbeschränktes Bau-

gebiet ausweisen (vgl. Urteil des BVerwG vom 10.11.2011 - 4 CN 9.10 -, BVerwGE 141, 144 = 

juris-Rn. 20). 

 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung  

Um negativen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Hemmoor und die 

ausgeglichenen Versorgungsstrukturen benachbarter Kommunen zu vermeiden und einer Ag-

glomeration von Einzelhandelsbetrieben vorzubeugen, ist innerhalb des Gewerbegebietes Ein-

zelhandel, auch unter Berücksichtigung des Einzelhandelskonzeptes der Samtgemeinde Hem-

moor vom 17.12.2018 – ausgeschlossen worden.  

 

Der Landkreises Cuxhaven hat darauf hingewiesen, dass aus der Sicht der Regionalplanung 

grundsätzlich die (Bau-) Genehmigung von unselbstständigen Verkaufsstätten dennoch möglich 

erscheint, da diese nicht als Einzelhandelsbetriebe gelten, wenn das Warenangebot im inneren 

Zusammenhang mit der Hauptleistung des Betriebs steht, diese Hauptleistung nur abrundet und 

untergeordnete Bedeutung hat. 

 

Länderübergreifender Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz 

Bezüglich des Länderübergreifenden Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz vom 19.08.2021 

(BGBl. I S. 3712) wird auf Kapitel 12 "Belange der Wasserwirtschaft und des Hochwasserschutzes" 

verwiesen. 
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2.2 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel  

 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Flächen-

verbrauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: Nach § 

1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden (Boden-

schutzklausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für 

Wohnzwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-

widmungssperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die 

Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Damit 

handelt es sich bei beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungs-

relevante Regeln. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 

8.08 v. 12.08.2008) kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber in der 

Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB 

genannten Belange der besonderen Rechtfertigung bedarf. Faktisch ist der Belang der Redu-

zierung des Freiflächenverbrauches damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben 

worden. Darüber hinaus enthält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung 

auf Freiflächen, sondern verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung land-

wirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung be-

trachtet werden.  

 

Die Samtgemeinde Hemmoor hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 5 dargelegt 

und die städtebauliche Konzeption begründet. Die Samtgemeinde Hemmoor ist im Gebiet der 

Stadt Hemmoor fortwährend auf der Suche nach geeigneten Flächen für die Neuansiedlung von 

Gewerbebetrieben, da im Stadtgebiet weder in Bebauungsplangebieten nach § 30 BauGB 

noch im Innenbereich nach § 34 BauGB kurz- bis mittelfristig Grundstücke für die Ansiedlung von 

Gewerbebetrieben zur Verfügung stehen. Eine zeitnahe Umsetzung der Gewerbeflächen "We-

delsforth" westlich von Hemmoor ist derzeit nicht erkennbar. Die Gewerbe- und Industrieflächen 

am "Scheepsweg", die im wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor als 

gewerbliche Bauflächen ausgewiesen sind, können, mit Ausnahme der Bebauungspläne Nr. H 

81 und H 89 der Stadt Hemmoor, nicht weiter erschlossen werden, da gegenwärtig eine An-

schlussmöglichkeit an die Schmutzwasserkanalisation fehlt. Darüber hinaus sollen die Flächen für 

die Ansiedlung von erheblich störenden gewerblichen Nutzungen und von Industriebetrieben 

vorgehalten werden, da in der Umgebung keine lärmsensiblen Nutzungen existieren. Die Flächen 

im Bereich der Bebauungspläne Nr. H 81 und H 89 der Stadt Hemmoor werden bereits durch 

einen ansässigen Gewerbebetrieb in Anspruch genommen.  Die Gewerbeflächen nördlich des 

Bebauungsplanes Nr. H 52 "Westersoder Schulstraße" der Stadt Hemmoor sollen vorwiegend der 

Erweiterung der an der Westersoder Schulstraße ansässigen Gewerbebetriebe dienen. Der 

rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. H 58 "Gewerbegebiet Pajoma" ist für die Erweiterung eines 

am Oestinger Weg ansässigen Unternehmens entwickelt worden. 

 

Da im Stadtgebiet derzeit somit keine Alternativen für die kurzfristige Deckung der Nachfrage 

nach gewerblich nutzbaren Grundstücken zur Verfügung stehen, hat sich die Samtgemeinde 

Hemmoor für die Erweiterung des Gewerbegebietes Hemmoor-West in nordwestliche Richtung  

entschieden. Insofern ist es aus Sicht der Samtgemeinde Hemmoor gerechtfertigt, die Inan-

spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen höher zu gewichten als den Belang zur Reduzierung 

des Freiflächenverbrauches, der im Ergebnis einen Verzicht auf die Ausweisung von weiterem 

Bauland in der Stadt Hemmoor bedeuten würde. Dies auch unter dem Aspekt, dass die Stadt 

Hemmoor aufgrund ihrer raumordnerischen Bedeutung ein über die örtliche Nachfrage hin-

ausgehendes Angebot an Arbeitsstätten und Arbeitsplätzen bereitzustellen hat als auch Impul-

se für die regionale Wirtschaft geben muss.  

 

Im Rahmen der hier in Rede stehenden Planung werden landwirtschaftliche Flächen überdies 

nur in dem Umfang in Anspruch genommen, der für die geplanten gewerblichen Nutzungen 

unbedingt erforderlich ist. Die Verwendung landwirtschaftlicher Flächen wird somit auf das er-

forderliche Minimum begrenzt.  
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B-Pläne Nr. H 81 und H 89 

B-Plan Nr. H 58 

Gewerbegebiet „Wedelsforth“ 

Gewerbeflächen nördlich  

der Westersoder Schulstraße 

Gewerbeflächen „Scheeps-

weg“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übersichtskarte Alternativflächenprüfung 

 

 

3. WIRKSAMER FLÄCHENNUTZUNGSPLAN  

 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Hemmoor weist für den überwie-

genden Bereich des Plangebietes Flächen für die Landwirtschaft aus. Lediglich im Südosten fin-

den sich bereits gewerbliche Bauflächen (G), die sich nach Südosten und Osten fortsetzen. Die In 

der Umgebung finden sich weitere Flächen für die Landwirtschaft.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

        Ausschnitt aus dem  

wirksamen Flächen- 

nutzungsplan der 

 Samtgemeinde  

Hemmoor 

mit Abgrenzung  

des Plangebietes 

(ohne Maßstab) 
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4. STÄDTEBAULICHES GESAMTSITUATION  

 

Das Plangebiet liegt im Westen des Stadtteiles Westersode nordöstlich angrenzend an das in 

Realisierung befindliche Gewerbegebiet Hemmoor West.    

 

Die Flächen des Plangebietes werden durch landwirtschaftlich intensiv genutzte Ackerflächen 

eingenommen. An der nördlichen Grenze existiert ein gut ausgebauter Wirtschaftsweg, der auf 

der Südseite von einem offenen Graben (Gewässer III. Ordnung) begleitet wird. An der Süd-

westseite befindet sich ein fast durchgängiger, entlang eines Wirtschaftsweges vorhandener 

Gehölzbestand aus überwiegend großkronigen Laubbäumen (geschützte Wallhecke). Die 

Topographie im Plangebiet fällt in nordwestliche Richtung leicht ab.   

 

Erschlossen werden die landwirtschaftlichen Nutzflächen gegenwärtig über die auf der Nord- 

und Südwestseite des Plangebietes verlaufenden befestigten Wirtschaftswege, die südöstlich 

verlaufende  Kreisstraße 29 münden.  

 

Die Umgebung des Plangebietes ist durch Acker- und Grünlandflächen prägt. Das Gewerbe-

gebiet Westersoder Schulstraße mit seiner großflächigen Nutzung und einer ein- und zweige-

schossigen Bebauung beginnt am Ortsrand von Westersode. Die Siedlungsstrukturen des Stadt-

teiles Westersode entlang der Westersoder Schulstraße werden durch eine Durchmischung von 

Wohnbebauungen und einzelnen Gewerbebetrieben (z. B. Tiefbauunternehmen, Kfz-Werkstatt) 

geprägt. Bröckelbeck weist dagegen ein eher dörfliches Erscheinungsbild auf, wobei Wohnnut-

zungen mittlerweile vorherrschen.  

 

 

5. ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG  

 

Die im Bebauungsplan Nr. H 77 "Gewerbegebiet Hemmoor West" der Stadt Hemmoor verfüg-

baren Gewerbegrundstücke sind bereits weitestgehend veräußert oder bereits reserviert wor-

den, so dass hier kurzfristig keine freien Flächen mehr angeboten werden können. Dennoch 

besteht in der Stadt Hemmoor weiterhin eine hohe Nachfrage nach Gewerbeflächen,  die sich 

in zahlreichen Anfragen an die Stadt Hemmoor sowie das Interesse an weiteren Gewerbeflä-

chen nördlich des in Realisierung befindlichen Gewerbegebietes äußert. Ziel der Bauleitpla-

nung ist es daher, die im Plangebiet verfügbaren Flächen für die Neuansiedlung von Gewerbe-

betrieben zu nutzen und den in der Stadt Hemmoor bestehenden Bedarf an Gewerbegrundstü-

cken kurz- bis mittelfristig zu decken. Mit Blick auf die räumlichen Lage des Plangebietes geht die 

Samtgemeinde Hemmoor dabei davon aus, dass das Gewerbegebiet vor allem Ansiedlungs-

möglichkeiten für kleinere und mittlere Gewerbe- und Handwerksbetriebe bietet sowie für Unter-

nehmen attraktiv ist, die nicht zwingend auf eine Lage an einer überörtlichen Hauptverkehrsstra-

ße oder auf eine besondere Wahrnehmbarkeit des Standortes für potenzielle Kunden angewie-

sen sind. 

 

Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, dass die hier in Rede stehende Planung durch die 

Ansiedlung von Unternehmen und die Schaffung von Arbeitsstätten und Arbeitsplätzen zur 

nachhaltigen Stärkung und Weiterentwicklung der Wirtschaftskraft der Stadt beiträgt. Darüber 

hinaus sind Arbeits- und Einkommensmöglichkeiten vor Ort eine wichtige Voraussetzung für die 

Bindung und den Zugewinn von Einwohnern sowie den Erhalt der örtlichen Infrastruktur- und Ver-

sorgungseinrichtungen. Die Planung und das ihr zugrunde liegende Konzept haben für die Samt-

gemeinde und die Stadt Hemmoor somit eine wesentliche Bedeutung, um sich wirtschaftlich so 

aufzustellen, dass sie sich auch künftig positiv entwickeln und die mittelzentralen Funktionen erfül-

len kann.  

 

 

6. INHALT DER 32. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  

 

Aufgrund des im Baugesetzbuch (BauGB) verankerten Entwicklungsgebotes bedarf es für die 

Ansiedlung von Gewerbebetrieben einer Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtge-
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Quelle: T & H Ing. 

GmbH 03.2023 

 

meinde Hemmoor mit der Zielsetzung. In der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes werden 

daher  anstatt der Flächen für die Landwirtschaft eine gewerbliche Baufläche (G) sowie Flächen 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft (Kompensati-

onsflächen) ausgewiesen wird. Das Plangebiet weist eine Flächengröße von ca. 2,600 ha auf. 

 

Die Stadt Hemmoor stellt parallel zur 32. Änderung des Flächennutzungsplanes den Bebauungs-

plan Nr. H 98 "Gewerbegebiet Hemmoor West II" auf, in dem die Vorgaben der Flächennut-

zungsplan-Änderung konkretisiert werden.   

 

 

7. BELANGE DES IMMISSIONSSCHUTZES 

 

Lärmimmissionen 

Für die hier in Rede stehende Bauleitplanung ist eine Schalltechnische Untersuchung durch das 

Ingenieurbüro T & H Ingenieure GmbH, Bremen 03.2023, erstellt worden. Im Rahmen einer schall-

technischen Untersuchung ist für das geplante Gewerbegebiet eine Emissionskontingentierung 

gemäß DIN 45691 durchgeführt worden. In der Umgebung des Plangebietes befinden sich aus-

gewiesene Gewerbegebiete, die anhand der in den jeweiligen Bebauungsplänen festgesetzten 

Emissions- und Zusatzkontingenten als gewerbliche Vorbelastung berücksichtigt wurden. Die Er-

gebnisse sind nach DIN 18005 Schallschutz im Städtebau bzw. TA Lärmbeurteilt worden.  

 

Weiterhin ist die Auswirkung des Ziel- und Quellverkehrs aus dem Plangebiet in der Umgebung  

des  Plangebietes untersucht worden. Die Auswirkung des Ziel- und Quellverkehrs wurden über-

schlägig anhand einer Gegenüberstellung der zu erwartenden Veränderungen ohne und mit 

dem Ziel-  und Quellverkehr betrachtet werden. Weiterhin sind für bis zu drei kritische Punkte De-

tailberechnungen durchgeführt worden, die Aufschluss über die zu erwartenden, absoluten Pegel 

an den entsprechenden Bebauungen geben.   

 

Die Schalltechnische Untersuchung (T & H Ing. GmbH 03.2023) ist der Begründung im Anhang 

beigefügt.  

 

Unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten wurden folgende Immissionsorte für die 

Emissionskontingentierung festgesetzt:   
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Gemäß TA Lärm, Anhang 1, Nr. 1.3 wurden die Immissionsorte in 0,5 m Abstand vor der Mitte des 

jeweils meistbetroffenen Fensters festgelegt. Es wurden ausschließlich Fenster von Räumen be-

rücksichtigt, die im Sinne der DIN 4109 schutzbedürftig sind. Die genaue Lage der Immissionsorte 

kann dem Lageplan in Anlage 1 der Schalltechnischen Untersuchung entnommen werden.   

 

Für die Immissionsorte, für die keine rechtskräftigen Bebauungspläne existieren, wurde die 

Schutzbedürftigkeit mit der Samtgemeinde Hemmoor abgestimmt. Nach Auskunft der Samtge-

meinde Hemmoor handelt es sich bei dem Immissionsort IO 2 um ein Wohngebäude im Au-

ßenbereich, das die Schutzbedürftigkeit von Mischgebieten genießt.    

 

In der 15. Änderung des FNP wurde die Fläche westlich der Nordhoopstraße als Mischgebiet 

dargestellt. In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. H 52 "Westersoder 

Schul-straße", Stadt Hemmoor wurde diese Fläche bereits mit einem Immissionsort berücksichtigt 

und Maßnahmen für eine geplante Mischgebietsentwicklung getroffen. Darin heißt es, dass „für 

die zukünftige Entwicklung der Mischbaufläche westlich der Nordhoopstraße im mittleren und 

nördlichen Bereich ein Abstand von 18,00 m zwischen der Plangebietsgrenze und den Bauflä-

chen   einzuhalten ist. Der erforderliche Abstand für die Bauflächen ist bei der späteren Auswei-

sung des Mischgebietes im Bebauungsplan festzusetzen. Davon ausgenommen ist das Grund-

stück „Westersoder Schulstraße 20 A“. Daher wurde der Immissionsort IO 8 in 18,00 m Entfernung 

zur östlichen Geltungsbereichsgrenze des B-Planes Nr. H 52 gesetzt.    

 

Die im FNP dargestellte Gewerbebaufläche nördlich des Plangebietes soll mittel- bis langfristig als 

Gewerbegebiet entwickelt werden. Daher wurde in der Gewerbebaufläche ebenfalls ein Immis-

sionsort (IO 9) berücksichtigt, um zu überprüfen, ob der Immissionsrichtwert der TA Lärm für Ge-

werbegebiete eingehalten werden kann. Die Berechnungen haben gezeigt, dass mit den ge-

wählten Emissionskontingenten die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für Gewerbegebiete an der 

potenziellen Baugrenze (3,00 m Entfernung zur möglichen Plangebietsgrenze) eingehalten wer-

den können.   

 

Weiterhin wurde ein Immissionsort (IO 12) auf die potentielle Baugrenze (3,00 m Entfernung zur 

Plangebietsgrenze) des Plangebietes gesetzt, um zu prüfen, ob der Immissionsrichtwert der TA 

Lärm für Gewerbegebiete von 65 dB(A) tagsüber und 50 dB(A) nachts durch die Vorbelastung 

eingehalten werden kann. Die Prüfung ergab, dass der Immissionsrichtwert überschritten würde. 

Ab einer Entfernung von ca. 20,00 m zur südöstlichen Plangebietsgrenze kann er eingehalten 

werden. Daher sollte in den textlichen Festsetzungen aufgenommen werden, dass schutzbedürf-

tige Räume erst mit einem Abstand von 20,00 m oder alternativ auf der nordwestlichen Gebäu-

deseite errichtet werden sollten.    

 

Emissionskontingentierung 

 

Vorbelastung  

Östlich des Plangebietes befindet sich das im Bebauungsplan Nr. H 52 ausgewiesene Gewerbe-

gebiet. Im Rahmen einer Ortsbesichtigung am 27.01.2020  konnten vom Gutachter dort ge-

werbliche Betriebe ausgemacht werden, die anhand der im Bebauungsplan Nr. H 52 festgesetz-

ten Emissionskontingente (EK) und Zusatzkontingente (ZK) bei den Berechnungen berücksichtigt 

werden. Ferner wurde konservativ die Gewerbebaufläche, die sich nördlich des Geltungsberei-

ches des Bebauungsplanes Nr. H 52 befindet, mit dem in beschriebenen Emissionskontingent 

und Zusatzkontingent bei den Berechnungen berücksichtigt. Für die westliche Teilfläche wird ein 

EK von 65,0 dB(A)/m² tagsüber und 50,0 dB(A)/m² nachts berücksichtigt. Für die östliche und 

nördliche Teilfläche wird jeweils ein EK von 62,0 dB(A)/m² tagsüber und 47,0 dB(A)/m² nachts be-

rücksichtigt. Es werden Zusatzkontingente von 1,5 dB in Richtung Nordosten und 8 dB in Richtung 

Süden, Westen und Norden berücksichtigt.    

 

Südöstlich des Plangebietes befindet sich das im Bebauungsplan Nr. H 77 ausgewiesene Ge-

werbegebiet, das anhand der im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente (EK) und 

Zusatzkontingente (ZK) bei den Berechnungen berücksichtigt wird. Für die westliche Teilfläche wird 

ein EK von 65,0 dB(A)/m² tagsüber und 50,0 dB(A)/m² nachts berücksichtigt. Für die östliche Teil-
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Quelle: T & H Ing. GmbH 

03.2023 

 

fläche wird ein EK  von 61,0 dB(A)/m² tagsüber und 46,0 dB(A)/m² nachts berücksichtigt. Es wer-

den ZK von 4 dB tags und nachts in Richtung Westen berücksichtigt.   

 

Die Flächen nordöstlich des Plangebietes sind im Flächennutzungsplan als Gewerbebaufläche  

dargestellt und sollen gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen einer Bauleitpla-

nung als Gewerbegebiet ausgewiesen werden. Um diese Fläche zu einem späteren Zeitpunkt 

ebenfalls als Gewerbegebiet zu entwickeln, wurde sie bei der Vorbelastung mit den im Gutach-

ten  20-007-GDV-01 vom 27.04.2020 berücksichtigten Emissionskontingenten von 61,0 dB(A)/m² 

tagsüber und 46,0 dB(A)/m² nachts für die westliche Teilfläche und 60,0 dB(A)/m² tagsüber und 

45,0 dB(A)/m² nachts für die östliche Teilfläche einbezogen.    

 

Darüber hinaus konnte keine weitere gewerbliche Vorbelastung ausgemacht werden, die in den 

Anwendungsbereich der TA Lärm fällt.   

 

Ermittlung der Emissionskontingente  

Das Ziel der Geräuschkontingentierung ist es, zu gewährleisten, dass durch die Summe der 

Schallabstrahlung aller gewerblich genutzten Flächen an den umliegenden schutzbedürftigen 

Bebauungen keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche hervorgerufen werden 

bzw. diese nicht weiter erhöht werden. Gleichzeitig soll für die geplanten gewerblich genutzten 

Flächen die beabsichtigte Nutzung aus schalltechnischer Sicht gewährleistet werden. Die Emissi-

onskontingente wurden so bestimmt, dass unter Berücksichtigung der vorhandenen Vorbelastun-

gen der maßgebliche Planwert nach DIN 45691 am jeweiligen Immissionsort nicht überschritten 

wird.    

 

In der Regel muss ein Industrie- oder Gewerbegebiet zur Geräuschkontingentierung gegliedert 

und Teilflächen festgesetzt werden, für die dann Geräuschkontingente bestimmt werden. Die Art 

und Weise zweckmäßiger Gliederung hängt von den örtlichen Gegebenheiten und den beab-

sichtigten Nutzungen ab. Als Grenzen von Teilflächen können beispielsweise Grenzen des Gebie-

tes, Grundstücksgrenzen, Bebauungsgrenzen, Grenzen zwischen Flächen unterschiedlicher Nut-

zung, Straßen, Wege und Gewässer sowie als Teilflächen einzelne Grundstücke oder mehrere 

zusammengehörige  Grundstücke gewählt werden. Eine Gliederung ist entbehrlich in Sonderge-

bieten oder wenn mehrere GE- und GI-Gebiete einer Gemeinde im Verhältnis zueinander ge-

gliedert sind.    

 

Es wurden für das Plangebiet folgende Emissionskontingente ermittelt:   

 

TF1      65 dB(A)/m tags und 50 dB(A)/m nachts   

 

Gemäß DIN  45691, Anhang A. 2 können die Emissionskontingente für einzelne Richtungssektoren  

erhöht werden, wenn die Planwerte beispielsweise für einen kritischen Immissionsort ausgeschöpft 

und für andere Immissionsorte nicht ausgeschöpft werden. Die vergebenen  Emissionskontingen-

te sind aber bereits größtenteils ausreichend für die Ansiedelung gewerbegebietstypischer Be-

triebe. Insofern wurden keine Zusatzkontingente vergeben. Die Emissionskontingente sind in der 

folgenden Abbildung dargestellt:   
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Somit wird folgende textliche Festsetzung für den Bebauungsplan vorgeschlagen:   

 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der gekennzeichneten  

Gewerbefläche  angegebenen  Emissionskontingente  LEK  nach  DIN  45691 weder tags (6.00 h 

bis 22.00 h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 h) überschreiten.    
 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006- 12, 

Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k LEK,i 

durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist.    

 

Relevanzgrenze  

In der DIN 45691 wird ausgeführt, dass ein Vorhaben auch dann die schalltechnischen Festset-

zungen des Bebauungsplanes erfüllt, wenn der Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an 

den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze). Dies 

Kriterium sollte daher aus Sachverständiger Sicht im Bebauungsplan wie folgt festgesetzt werden:   

 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, 

wenn der Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um 

mindestens 15 dB unterschreitet.   

  

Binnenwirksamkeit der Emissionskontingente  

Auch innerhalb der geplanten Gewerbegebietsflächen können gegebenenfalls schutzbedürftige  

Nutzungen in Form von Betriebsleiterwohnungen angesiedelt werden. Darüber hinaus sind auch 

Büroräume als mögliche schutzbedürftige Nutzungen anzusehen. Gemäß TA Lärm gilt für Büros in 

Gewerbegebieten ein Immissionsrichtwert von 65 dB(A). Da in Büros in aller Regel nachts nicht 

geschlafen wird, kann aus Sachverständiger Sicht in Gewerbegebieten nachts ebenfalls der Im-

missionsrichtwert wie tagsüber angesetzt werden. Die Berücksichtigung möglicher Schutzansprü-

che von Büros kann in den dem Bebauungsplanverfahren nachgeordneten Einzelgenehmi-

gungsverfahren stattfinden. Die Emissionskontingente beziehen sich auf die im Lageplan (Anlage 

1) dargestellten Immissionsorte außerhalb des Gewerbegebietes. Daher wird vorgeschlagen, die 

folgende  Festsetzung aufzunehmen:   

   

Die Emissionskontingente beziehen sich auf die Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereichs 

des Bebauungsplanes Nr. H 98. Sie sind nicht binnenwirksam.   

 

Errichtung schutzbedürftiger Bebauungen  

Aufgrund der Vorbelastung durch die in den rechtskräftigen B-Plänen Nr. H 52 und  H 77 ausge-

wiesenen Gewerbegebiete und deren Emissions- und Zusatzkontingente, kann der Immissions-

richtwert der TA Lärm für Gewerbegebiete im Plangebiet erst ab einer Entfernung von ca. 20,00 

m zur süd-östlichen Plangebietsgrenze eingehalten werden. Daher sollten schutzbedürftige Räu-

me im Sinne der DIN 4109-1 (z. B. Büroräume, aber auch Betriebsleiterwohnen) einen Abstand 

von 20,00 m aufweisen oder auf der nordwestlichen Gebäudeseite angeordnet werden. Des-

halb wird vorgeschlagen, die folgende Festsetzung aufzunehmen:   

 

Schutzbedürftige Räume gem. DIN 4109-1 sind bis zu einer  Entfernung von  ca. 20,00 m zur süd-

östlichen Plangebietsgrenze auf der nordwestlichen Gebäudeseite anzuordnen. Von den Anfor-

derungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des Bauantragsverfahrens der Nachweis 

erbracht wird, dass aufgrund von Gebäudeabschirmungen oder ähnlichen Effekten ein geringe-

rer Lärmpegel und damit verbunden gesunde Wohnverhältnisse vorliegen.   

 

Weitergabe und Umverteilung ungenutzter Emissionskontingente   

Aus Sachverständiger Sicht bestehen gegen einen Handel oder Austausch ungenutzter Emissi-

onskontingente keine Bedenken. Es muss jedoch sichergestellt werden, dass die Emissionskontin-

gente  nicht mehrfach genutzt werden. Die DIN 45691 empfiehlt hierzu die folgende Festsetzung:   

 

Wenn Anlagen oder Betriebe Emissionskontingente von anderen Teilflächen  in  Anspruch nehmen, 

ist eine erneute Inanspruchnahme dieser Kontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z. B. 

durch Baulast oder öffentlich-rechtlichen Verträgen).   
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Bewertung der ermittelten Emissionskontingente  

Die DIN 18005 nennt für Gewerbegebiete „typische“ flächenbezogene Schallleistungspegel von 

60 dB(A) tags und nachts. Gemäß den allgemeinen Erfahrungen kann jedoch davon ausge-

gangen werden, dass derartige flächenbezogene Schallleistungspegel tagsüber bereits zu Ein-

schränkungen einer gewerblichen  Nutzung  führen  können. Weiterhin wird mit einem flächenbe-

zogenen Schallleistungspegel von 60 dB(A) tags und nachts nicht dem Umstand Rechnung ge-

tragen, dass die Immissionsrichtwerte nachts um 15 dB geringer als tags sind.  

 

Für die Nachtzeit werden in /11/ folgende Werte angegeben:    

  

 

 

Für die 

Tageszeit 

sind alle 

Werte um 15 dB zu erhöhen. Die „Einschränkung“ bedeutet dabei nicht den Ausschluss gebiets-

typischer Betriebe in solcherart deklarierten Gebieten, sondern weist darauf hin, dass in diesen 

Gebieten gegebenenfalls besondere, über die in nicht eingeschränkten Gebietstypen hinaus-

gehende Schallschutzanforderungen zu beachten sind.   

 

Unter Berücksichtigung der zuvor genannten Umstände wird im Vergleich mit den ermittelten 

Emissionskontingenten deutlich, dass die ermittelten Geräuschemissionskontingente die Ansied-

lung gewerbegebietstypischer Nutzungen erlaubt.    

 

Verkehrslärmfernwirkung  

Entsprechend der aktuellen Rechtsprechung müssen in einem Bebauungsplan bei der Neupla-

nung einer verkehrserzeugenden Nutzung die Folgen dieser abgeschätzt und Maßnahmen zur 

Reduzierung der schädlichen Auswirkungen getroffen werden, um dem geforderten Schutzni-

veau gerecht zu werden, auch wenn die schädlichen Auswirkungen außerhalb des Plangebietes 

liegen. In die Abwägung sind daher auch die Fernwirkungen bezüglich der Geräuschverhältnisse 

entlang   von Straßen außerhalb des Plangebietes, auf denen die Verwirklichung der Bebau-

ungsplanung zu einer Erhöhung der Verkehrsmengen führen wird, einzustellen.   

 

Die Beurteilung solcher Fernwirkungen kann in Anlehnung an die Kriterien der wesentlichen Ände-

rung durch einen erheblichen baulichen Eingriff entsprechend der 16. BImSchV vorgenommen  

werden. Demnach ist eine Änderung der Verkehrslärmverhältnisse wesentlich, wenn durch die 

Planung    

  

-  der Beurteilungspegel um mindestens 3 dB erhöht wird (das sind nach den Rundungsregeln  

   der 6. BImSchV alle Pegelerhöhungen ab 2,1 dB) oder   

-  der Beurteilungspegel auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird  

   oder   

-  Beurteilungspegel von mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht weiter erhöht   

 

werden.   

 

An die Behandlung von Fernwirkungen eines Bebauungsplanes, die (außerhalb des Plangebie-

tes) zu Beurteilungspegeln im Bereich der Schwellenwerte der Gesundheitsgefährdung durch 

Verkehrslärmeinwirkungen von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht führen, werden in der 

Abwägung besondere Anforderungen gestellt.    

 

Exemplarisch zur stichprobenartigen Prüfung der Verkehrslärmfernwirkung wurden Berechnungen  

für drei Immissionsorte in der Umgebung des Plangebiets durchgeführt. Die Berechnungen zei-

gen  damit, dass an den Immissionsorten IO 13 und IO 15 zwar der Grenzwert bereits im Progno-

se-Nullfall überschritten werden kann. Es erfolgt im Prognose-Planfall jedoch keine Erhöhung der   

vorhandenen Lärmbelastung um 3 dB. Am Immissionsort IO 14, der auf der Baugrenze des südli-

chen Gewerbegebietes (B-Plan Nr. H 77) liegt, ist eine Überschreitung der Grenzwerte für Gewer-

begebiete weder im Prognose-Nullfall noch im Prognose-Planfall zu erwarten. Damit sind in Bezug 
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auf diese Immissionsorte keine Maßnahmen erforderlich.   

 

Bei den angesetzten Zahlen für das Verkehrsaufkommen des Plangebiets handelt es sich um 

einen konservativen Ansatz mit einem relativ hohen Lkw-Anteil für einen Ansatz auf der sicheren 

Seite. Je nachdem, welche Art von Gewerbe sich in dem Gebiet ansiedelt, kann der Lkw-Anteil 

ins-besondere in der Nacht auch geringer ausfallen.    

 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung  

Die in der Schalltechnischen Untersuchung (T & H Ing. GmbH 03.2023) für die geplante Ge-

werbefläche ermittelten Emissionskontingente sowie die aus immissionsschutzrechtlicher Sicht 

vorgeschlagenen textlichen Festsetzungen sind in der verbindlichen Bauleitplanung zu berück-

sichtigen.  

 

Im Rahmen der Planung werden die Belange des Immissionsschutzes somit beachtet und ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plangebiet sowie im Bereich benachbarter schutzwürdi-

ger Bebauungen gewährleistet. 

 

 

8. UMWELTBERICHT 

 

Um die Belange von Natur und Landschaft den gesetzlichen Anforderungen (BauGB, UVPG, 

BNatSchG, NNatSchG) entsprechend in der vorbereitenden Bauleitplanung zu berücksichtigen, 

ist der vorliegende Umweltbericht nach § 2 a Baugesetzbuch (BauGB) erarbeitet worden.  

 

8.1 Ziele und Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung  

 

Zielsetzung der 32. Flächennutzungsplan-Änderung der Samtgemeinde Hemmoor ist es, die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer Gewerbefläche zu schaffen. 

 

Im Folgenden sind die wesentlichen städtebaulichen Parameter der Bauleitplanung dargelegt:  

 

Größe des Geltungsbereiches:  • ca. 2,600 ha 

Art der baulichen Nutzung:  • gewerbliche Baufläche – Fläche: ca. 2,370 ha 

Verkehrserschließung:  • Erschließung über eine neu zu errichtende Planstraße  

Ökologische Aspekte:  • Erhalt der gem. § 22 NNatSchG geschützten Wallhecke west-

lich des Plangebietes 

• Ausweisung einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft - ca. 0,230 

ha 

• Berücksichtigung artenschutzrechtliche Belange 

• Berücksichtigung der Belanges des Immissionsschutzes 

• Bereitstellung externer Ausgleichsflächen 

 

Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die 

für die vorliegende Bauleitplanung von Bedeutung sind: 

 

Ziel  Berücksichtigung im Bauleitplan 

Mit Grund und Boden soll sparsam und 

schonend umgegangen werden  

(§ 1a Abs. 2 BauGB).  

 keine Beanspruchung von seltenen Böden oder 

Böden mit hoher Natürlichkeit oder besonderen 

Standorteigenschaften 

 Inanspruchnahme nur der für die Planung notwendi-

gen Landwirtschaftsflächen  

Die Belange des Umweltschutzes sind 

bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu 

berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 BauGB).  

 Erfassung und Bewertung des Zustandes von Natur 

und Landschaft sowie Darlegung planungsbedingter 

Umweltauswirkungen  

 ökologische Vermeidungsvorkehrungen  

 Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange 
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Natur und Landschaft sind aufgrund 

ihres eigenen Wertes und als Grundla-

ge für Leben und Gesundheit des Men-

schen im besiedelten und unbesiedel-

ten Bereich so zu schützen, dass die 

biologische Vielfalt, die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

einschl. der Regenerationsfähigkeit und 

nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 

Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenarten 

und Schönheit sowie der Erholungswert 

von Natur und Landschaft auf Dauer 

gesichert wird (§1 BNatSchG). 

 keine planungsbedingte Inanspruchnahme oder 

erhebliche Beeinträchtigung von Natur- u. Land-

schaftsschutzgebieten, Naturparkflächen, Natur-

denkmalen,  geschützten Biotopen, Biotopen der „Er-

fassung für den Naturschutz wertvollen Bereiche“, 

Wasser-/ Heilquellenschutzgebieten, FFH-Gebieten, 

Europäischen Vogelschutzgebieten, Feuchtgebieten 

von internationaler Bedeutung oder Gemeinschaft-

lich bedeutsamen Vogellebensräumen 

 Erhalt der westlich des Plangebietes vorhandenen 

geschützten Wallhecke   

 Durchführung von Vermeidungsvorkehrungen und 

Ausgleichsmaßnahmen für Natur und Landschaft  

 

 

8.2 Übersicht über das Plangebiet  

 

Räumliche Lage: Das Plangebiet liegt im Westen des Stadtteiles Westersode nordöstlich des in 

Realisierung befindlichen Gewerbegebietes "Hemmoor West", südlich eines Wirtschaftsweges, die 

K 29 verläuft rd. 170 m südöstlich des Plangebietes.      

 

Landschaftsraum: Naturräumliche Lage im Bereich der „Cuxhavener - Bremerhavener Geest“; 

übergeordnete Region „Stader Geest“. 

 

Flächennutzungen:  Ackerflächen, Straßenverkehrsflächen, Grünfläche 

 

Bau- und Bodendenkmale:  keine 

 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete, Schutzobjekte und besonders geschützte Biotope: 

Keine Festsetzung von Natur- und Landschaftsschutzgebieten, Naturparkflächen, Naturdenkma-

len, geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG; keine Biotope der „Erfassung für den Naturschutz 

wertvollen Bereiche“ (LRP Landkreis Cuxhaven 2000), keine Wasser- oder Heilquellenschutzgebie-

te. 

 

Westlich des Plangebietes existiert eine nach § 22 Abs. 3 NNatSchG gesetzlich geschützte Wall-

hecke.   

 

Der Planbereich liegt nicht in einem FFH-Gebiet, einem Europäischen Vogelschutzgebiet, einem 

Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung oder einem Gemeinschaftlich bedeutsamen Vogel-

lebensraum (LRP Landkreis Cuxhaven 2000).  

 

 

8.3 Gegenwärtiger Zustand von Natur und Landschaft - Basisszenario 

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften   

 

Informationsquellen /Methodik  

Biotoptypenkartierung (März 2023), Landschaftsrahmenplan Landkreis Cuxhaven (2000, Fortschreibung 2013), Umweltkar-

ten Niedersachsen (2023), Geoportal Landkreis Cuxhaven (2023), Artenschutzrechtliche Potenzialeinschätzung zum Vor-

kommen von Brut- und Gastvögeln, Fledermäusen und Amphibien im Bereich des geplanten Gewerbegebiets „Hem-

moor West“ in Hemmoor - BIOS (Osterholz-Scharmbeck 02.2020) 

 

Die Biotoptypenkartierung erfolgte anhand des „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ (von Drachenfels 2021).  

 

Das Plangebiet wird durch arten- und strukturarme, intensiv genutzte Ackerflächen (AS) mit gerin-

ger Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften geprägt. Erschlossen werden die Flächen 

über gut ausgebaute Wirtschaftswege, die an der Nord- und Südwestseite verlaufen und in die 

Kreisstraße 29 münden. Der befestigte Wirtschaftsweg (OVW) im Norden weist aufgrund seiner 

Breite nur eine geringe ökologische Bedeutung auf. Auf der Südseite verläuft ferner ein vegetati-

onsarmer, regelmäßig unterhaltener Graben (FGZ), der keine besondere Bedeutung für Arten 
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und Lebensgemeinschaften besitzt. Im Randbereich des Wirtschaftsweges finden sich außerdem 

halbruderale Gras- und Staudenfluren (UHM).  

 

Der geschotterte Wirtschaftsweg (OVW) im Südwesten wird auf seiner Ostseite durch einen groß-

kronigen Bestand aus heimischen, teils markanten Bäumen (Eichen, Birken) begleitet, der als 

Wallhecke (HWB) gem. § 22 NNatSchG geschützt ist. 

 

In der Umgebung des Plangebietes existieren in Bau befindliche Gewerbegebietsflächen 

(OGG) sowie Acker- und Grünlandflächen (AS; GIT). Das Gewerbegebiet "Westersoder Schul-

straße" (OGG) mit seiner großflächigen Nutzung und einer ein- und zweigeschossigen Bebau-

ung beginnt östlich des Plangebietes. Die Siedlungsstrukturen des Stadtteiles Westersode ent-

lang der Westersoder Schulstraße werden durch eine Durchmischung von Wohnbebauungen 

und einzelnen Gewerbebetrieben geprägt. Bröckelbeck weist dagegen ein eher dörfliches 

Erscheinungsbild auf, wobei Wohnnutzungen vorherrschen.  

 

Gefährdete oder besonders sowie streng geschützte Pflanzenarten 

Während der Biotopkartierung sind im Plangebiet weder gefährdete Pflanzenarten der Roten Liste 

von Niedersachsen und Bremen noch besonders oder streng geschützte Pflanzenarten nach 

Bundesartenschutzverordnung festgestellt worden.  

 

Brut- und Gastvögel 

Aus der Artenschutzrechtliche Potenzialeinschätzung zum Vorkommen von Brut- und Gastvögeln, 

Fledermäusen und Amphibien im Bereich des geplanten Gewerbegebiets „Hemmoor West 

(BIOS, Osterholz-Scharmbeck 02.2020) sowie der Biotoptypenkartierung (März 2023) lässt sich für 

das Plangebiet folgendes ableiten:  

 

Die Wallhecke mit ihrem markanten Baumbestand, die westlich des Plangebietes existiert, bietet 

Habitate für überwiegend störungstolerante Brutvögel. Aufgrund der bestehenden Vorbelastung 

des Gebietes durch Landwirtschaft, Verkehr, Bautätigkeit sowie die Nutzung der Wege durch Spa-

ziergänger (mit Hunden) ist davon auszugehen, dass sich die Vogelgemeinschaft ganz überwie-

gend aus einem breiten Spektrum weit verbreiteter und im Bestand nicht gefährdeter Arten zu-

sammensetzt. Dazu gehören beispielsweise Ringeltaube, Blau- und Kohlmeise, Zilpzalp, Rotkehl-

chen, Zaunkönig, Amsel, Buchfink sowie weitere Singvogelarten. Auch das Vorkommen der 

Goldammer (Art der Vorwarnliste) ist möglich. Eine Nutzung der Gehölze zur Nahrungssuche 

durch Spechte ist nicht auszuschließen.   

 

Das Plangebiet bietet nach der Potenzialeinschätzung (BIOS 02.2020) und der Biotoptypenkartie-

rung innerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit (ca. Mitte März bis Ende Juli) einen Lebensraum für 

überwiegend nicht gefährdete Brutvogelarten. Während der Biotoptypenkartierung wurden keine 

konkreten Hinweise auf ein Vorkommen streng geschützter oder gefährdeter Vogelarten im Plan-

gebiet festgestellt. Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass vereinzelt streng geschützte Vogel-

arten, wie Mäusebussard den Planbereich u. a. zur Nahrungssuche aufsuchen. Hinsichtlich der 

Qualität des Brutvogellebensraums kann der Planbereich aufgrund der Siedlungsnähe und der 

regelmäßigen Störungen eher als allgemein bedeutsam eingestuft werden. Bedingt durch die 

Bautätigkeit, die Störungen durch den Menschen und die Verkehrsbewegungen sind typische 

Bodenbrüter des Offenlandes aufgrund ihres Meidungsverhaltens zu vertikalen Strukturen und 

der Störungsempfindlichkeit gegenüber Bewegungen im Bereich des Plangebietes eher un-

wahrscheinlich.  
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Fledermäuse 

Der westlich vorhandene Baumbestand stellt einen potenziellen Lebensraum für Fledermäuse 

dar. Eine Nutzung des Bebauungsplangebietes von Gebäude oder Baum bewohnenden Fle-

dermäusen als Jagdlebensraum ist daher anzunehmen. Dies betrifft insbesondere die zwei 

häufigsten "Siedlungsfledermausarten", Zwerg- und Breitflügelfledermaus, die möglicherweise in 

(Wohn-) Häusern in der Umgebung Quartiere nutzen.  

 

Amphibien 

Aufgrund der Habitatgegebenheiten ist anzunehmen, dass der Entwässerungsgraben während 

der Paarungszeit von den häufigeren und weit verbreiteten Arten Erdkröte, Grasfrosch und Teich-

frosch zumindest von geringen Individuenzahlen aufgesucht werden könnten. Streng geschützte 

Amphibienarten, z. B. der Moorfrosch, sind dagegen nicht zu erwarten.    

 

Sommerlebensräume, welche nach der Paarungszeit aufgesucht werden, sind im Planbereich 

nicht zu vermuten. Diese liegen vielmehr auf Grünland (vor allem bei geringer Mahdfrequenz) 

und unterhalb von Gehölzgruppen außerhalb bzw. am Rand des Betrachtungsraumes. Winter-

quartiere unter den Gehölzen am Gebietsrand sind ebenfalls möglich. Eine Überwinterung inner-

halb des Grabens ist aufgrund der geringen Tiefe nicht anzunehmen. Weitere potenziell geeigne-

tere Lebensräume für Amphibien sind erst südwestlich in 250 – 600 m Entfernung zum Planbe-

reich zu finden, wo zwei Bäche und zwei Stillgewässer liegen.   

 

 

Schutzgut Boden  

 

Informationsquellen 

Biotoptypenkartierung (März 2023), Landschaftsrahmenplan Landkreis Cuxhaven (2000), NIBIS Kartenserver (LBEG 2023), 

Umweltkarten Niedersachsen (2020), Geoportal Landkreis Cuxhaven (2023) 

 

Laut NIBIS-Kartenserver (LBEG 2023) sind innerhalb des Plangebietes sandige Podsolböden anzu-

treffen, die nicht als seltene und schutzwürdige Böden eingestuft werden.  

 

Im Bereich der Ackerflächen sind bedingt durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung 

überprägte Böden mit eher geringer Natürlichkeit vorhanden. Darüber hinaus zeichnen sich die 

Böden durch eine sehr geringe Bodenfruchtbarkeit (NIBIS 2023) aus, die sich auch in einer ge-

ringen Boden- und Ackerzahl widerspiegelt. Das standortabhängige Verdichtungspotenzial der 

Böden ist sehr gering. Natürliche Böden, Böden mit besonderen Standorteigenschaften sowie 

Bodendenkmale kommen im Plangebiet nicht vor.  

 

Im Rahmen der Planung wird ferner nachfolgende Bodenfunktionsbewertung nach den Vor-

gaben des Bundesbodenschutzgesetzes durchgeführt. Dabei sind Informationen aus der Bo-

denübersichtskarte BK 50, dem Landschaftsrahmenplan des Landkreises Cuxhaven sowie den 

Themen- und Auswertungskarten des Niedersächsischen Bodeninformationssystems (NIBIS, 

LBEG) für die Bestandserfassung und Bewertung des Schutzgutes Boden berücksichtigt und 

ausgewertet worden.   

 

Bodenfunktionsbewertung 

 

 Bestand Bewertung der Böden 

Besondere 

Standort-

eigenschaften  

− keine besonderen Standortbedin-

gungen  

− keine Nährstoffarmut  

− keine besonderen Lebensraumfunk-

tionen 

− keine besonderen Standorteigen-

schaften oder Extremstandorte 

Naturnähe  − überprägte Böden mit geringerer 

Natürlichkeit im Bereich der Ackerflä-

chen 

− Flächen mit sehr geringer Natürlich-

keit im Bereich des Gewerbegebietes 

− Böden ohne besondere Lebens-

raumfunktionen 

natürliche Boden-

fruchtbarkeit 

− sehr geringe Bodenfruchtbarkeit − keine besondere Bedeutung für das 

Ertragspotenzial 
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Regelungs-

funktion 

− Grundwasserneubildungsrate: hoch 

− Retentionsvermögen: gering 

− Bedeutung für die Grundwasserneu-

bildung 

Filter- und  

Pufferfunktion  

− Schutzpotenzial der Grundwasser-

überdeckung: hoch 

− Bedeutung für die Filter- und Puffer-

funktion 

Archivfunktion  − keine Böden mit naturgeschichtlicher 

bzw. kulturhistorischer Bedeutung 

− keine seltene Böden 

− keine besondere Bedeutung für die 

Archivfunktion  

 

 

Die Bodenfunktionsbewertung verdeutlicht, dass der Planbereich eine Bedeutung für die 

Grundwasserneubildung sowie die Filter- und Pufferfunktion besitzt.  

 

 

Schutzgut Wasser  

 

Informationsquellen 

Biotoptypenkartierung (März 2023), Landschaftsrahmenplan Landkreis Cuxhaven (2000), NIBIS Kartenserver (LBEG 2023), 

Umweltkarten Niedersachsen (2023), Geoportal Landkreis Cuxhaven (2023) 

 

Fließ- und Stillgewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden.  

 

Nördlich des Plangebietes verläuft ein ca. 2,50 m bis 3,00 m breiter, vegetationsarmer Graben 

(Gewässer III. Ordnung), der einheitliche Böschungsstrukturen aufweist und der Entwässerung der 

angrenzenden Flächen dient.  

 

Der natürliche Grundwasserspiegel liegt im Mittel mehr als 2,00 m unter der Geländeoberfläche. 

Die Grundwasserneubildungsrate erreicht 350 bis 400 mm/Jahr und ist damit als hoch zu bewer-

ten. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung ist hoch. 

 

 

Schutzgut Klima und Luft 

 

Informationsquellen 

Biotoptypenkartierung (März 2023), Landschaftsrahmenplan Landkreis Cuxhaven (2000), Umweltkarten Niedersachsen (2023) 

 

Das Plangebiet weist aufgrund der Nutzungsstrukturen keine besondere Bedeutung für die Kalt- 

und Frischluftentstehung auf. 

 

Erhebliche klimatische Belastungen sind derzeit im Plangebiet nicht erkennbar. 

 

 

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild  

 

Informationsquellen 

Biotoptypenkartierung (März 2023), örtliche Erhebungen, topographische Karten, Luftbilder. Landschaftsrahmenplan 

Landkreis Cuxhaven (2000, Fortschreibung 2013) 

 

Das Landschafts- und Ortsbild im Plangebiet und dessen Umgebung wird durch das Zusam-

menspiel von landwirtschaftlichen Nutzflächen, der in Bau befindlichen Gewerbeflächen, dem 

leicht welligen Relief sowie den randständigen Gehölzstrukturen geprägt.  

 

Im Plangebiet selbst bestimmen strukturarme Ackerflächen das Landschafts- und Ortsbild. Glie-

dernd und blicklenkend wirken die am westlichen Rand  vorkommenden markanten Laubbäu-

me einer Wallhecke sowie der Gehölzbestand entlang der Kreisstraße. Gleichzeitig stellen das in 

Realisierung befindliche Gewerbegebiet nördlich der Kreisstraße sowie das am westlichen Rand 

von Westersode vorhandene Gewerbegebiet eine nicht unerhebliche Vorbelastung dar. Als Stö-

rung des Landschafts- und Ortsbildes ergibt sich ferner die südlich verlaufende Stromfreileitung 

mit ihren massiven Masten. Insgesamt ist dem Plangebiet unter Berücksichtigung des Bewer-

tungsmaßstabes der Karte "Charakterisierung und Bewertung des Landschaftsbildes (Fortschrei-

bung des Landschaftsrahmenplanes Landkreis Cuxhaven 2013) somit eine überwiegend gerin-

ge Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild zuzuordnen.  
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Schutzgut Mensch und sonstige Sachgüter  

 

Informationsquellen 

Biotoptypenkartierung (März 2023), örtliche Erhebungen, topographische Karten, Luftbilder. Landschaftsrahmenplan 

Landkreis Cuxhaven (2000, Fortschreibung 2013) 

 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind derzeit nicht vorhanden, da das 

Plangebiet nicht bebaut ist.  

 

Im Plangebiet befinden sich keine Bau- und Bodendenkmale oder sonstige historisch wertvolle 

Sachgüter. 

 

 

Schutzgut Fläche 

 

Informationsquellen 

Örtliche Erhebungen (März), topographische Karten, Landschaftsrahmenplan Landkreis Cuxhaven (2000) 

 

Im Plangebiet existieren derzeit unbebaute Ackerflächen. Im Süden grenzt ein in Realisierung 

befindliches Gewerbegebiet an. 

 

 

8.4  Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist zu erwarten, dass die landwirtschaftliche Nutzung im 

Plangebiet fortgeführt wird. Insofern würde sich der gegenwärtig vorhandene Zustand von Na-

tur und Landschaft nicht wesentlich verändern.    

 

8.5 Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

 

Ausgehend von der ökologischen Bedeutung des Plangebietes, den existierenden Belastungen 

des Naturhaushaltes und des Landschafts- und Ortsbildes sowie der städtebaulichen Konzep-

tion erfolgt eine Beurteilung der planungsbedingten Eingriffsfolgen für Natur und Landschaft.  

 

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauphase sind als baubedingte Auswirkungen visuelle Störungen im Baustellenbe-

reich sowie Störungen durch Baustellengeräusche und den Baustellenverkehr zu erwarten. Da 

diese baubedingten Auswirkungen jedoch zeitlich und räumlich begrenzt sind, ist nicht von dau-

erhaften baubedingten Beeinträchtigungen auszugehen.  

 

Negative Auswirkungen auf Brutvögel und Amphibien können durch zeitliche Regelungen zur 

Durchführung der Baumaßnahmen vermieden werden. 

 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Durch die geplante gewerbliche Neubebauung werden arten- und strukturarme Ackerflächen 

mit überwiegend geringer Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften betroffen. Da das 

Plangebiet überdies keine besonderen Lebensraumfunktionen für Brut- und Gastvögel, Fleder-

mäuse und Amphibien aufweist, sind planungsbedingt keine erheblichen Beeinträchtigungen 

des Schutzgutes Arten und Lebensgemeinschaften zu erwarten. Die westlich des Plangebietes 

liegende Wallhecke ist zu erhalten, so dass negative Auswirkungen auf das Schutzgut Arten und 

Lebensgemeinschaften vermieden werden.  

 

Grundsätzlich sollten randständige Gehölze während der Baumaßnahmen nach DIN 18920 vor 

Beeinträchtigungen geschützt werden.  

 

Durch die Planung sind weder Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmale, Natur- 

und Nationalparkflächen noch besonders geschützte Biotope oder Biotope der „Erfassung für 

den Naturschutz wertvollen Bereiche“ oder Wasser-/ Heilquellenschutzgebiete betroffen.  
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Schutzgut Boden 

Durch die geplante Neubebauung werden die Bodenstrukturen und -funktionen in den bislang 

unbebauten Bereichen durch den Abtrag des Oberbodens und die baubedingten Versiegelun-

gen beeinträchtigt. Insofern sind erhebliche planungsbedingte Beeinträchtigungen des Schutz-

gutes Boden zu erwarten. Böden mit besonderen Standorteigenschaften, besonderer Naturnähe 

oder Böden mit hoher oder sehr hoher Bodenfruchtbarkeit werden nicht in Anspruch genommen. 

 

Die Nutzung der vorhandenen Straßen für die Erschließung des Plangebietes führt nicht zu erheb-

lichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden.  

 

Schutzgut Wasser 

Mit der Versiegelung verliert der Boden die Fähigkeit, Niederschlagswasser aufzunehmen und 

über die Sickerung dem Grundwasser zuzuführen. Infolgedessen kann die mit der Neubebau-

ung und Erschließung verbundene Flächenversiegelung zu einer Verringerung der Grundwas-

serneubildung und einer Erhöhung des Oberflächenwasserabflusses führen. Hierzu sollte als 

Vermeidungsvorkehrung die Versickerung des auf den privaten Flächen anfallenden Oberflä-

chenwassers und die Begrünung von flachgeneigten Dächern vorgesehen werden.  

 

Schutzgut Klima und Luft 

Erhebliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft sind mit der Planung nicht 

verbunden, da die Flächen des Plangebietes aufgrund der vorhandenen Nutzungsstrukturen 

keine besonderen klimatischen Funktionen aufweisen. Die randständigen, klimaaktiven Gehölz-

strukturen bleiben zudem bestehen.  

 

Durch die zu erwartende Bebauung im Bereich des Gewerbegebietes können jedoch gewisse 

Veränderungen des Kleinklimas nicht ausgeschlossen werden. Zur Verminderung bzw. Vermei-

dung von Beeinträchtigungen und zum Klimaschutz können der Erhalt randständiger Gehölzstruk-

turen, eine randliche Eingrünung, eine Verwendung von Solaranlagen für die Strom-/ Wärmege-

winnung sowie Dachbegrünungen beitragen. 

 

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild  

Mit der Realisierung der gewerblichen Nutzung und der damit verbundenen Bebauung sind er-

hebliche Eingriffe in das Landschafts- und Ortsbild verbunden. Allerdings werden planungsbe-

dingt nur Bereiche mit überwiegend geringer Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild betrof-

fen. Außerdem stellen die Hochspannungsfreileitung, die Kreisstraße 29 sowie das benachbarte, 

im Bau befindliche Gewerbegebiet Vorbelastungen dar, die zu einer Milderung der Auswirkungen 

auf das Landschafts- und Ortsbild führen.  

 

Um negative Auswirkungen zu vermeiden und ein Einfügen in die Umgebung zu erreichen, sollte 

eine landschafts- und nutzungsgerechte Gebäudehöhe und Geschossigkeit in der verbindlichen 

Bauleitplanung vorgesehen worden. Zur Gestaltung des Ortsbildes sowie zur Eingrünung des 

Plangebietes kann zudem die Anlage naturraumtypischer Gehölzstrukturen am östlichen Rand 

des Plangebietes sowie die Entwicklung einer Streuobstwiese im Norden der Bauflächen beitra-

gen. Der Erhalt der Wallhecke dient der Vermeidung von Beeinträchtigungen des Orts- und Land-

schaftsbildes.  

 

Schutzgut Mensch und sonstige Sachgüter  

Aus der für die Planung erstellten Schalltechnischen Untersuchung (T & H Ingenieure GmbH, 

03.2023) geht hervor, dass aufgrund der vorgesehenen Schallschutzmaßnahmen (Emissions-

kontingentierung, Anordnung schutzbedürftiger Räume sowie des betriebsbezogenen Woh-

nens) innerhalb des Plangebietes und im Bereich angrenzender schutzwürdiger Bebauung 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden können.  

 

Bau- und Bodendenkmale werden durch die Planung nicht betroffen. 
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Schutzgut Fläche 

Die im Plangebiet liegenden Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. Mit der Umsetzung der 

Planung erfolgt somit eine Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen.  

 

Da für die kurz- bis mittelfristige Deckung der erkennbaren Nachfrage nach Gewerbegrundstü-

cken in der Stadt Hemmoor weder in Bebauungsplänen noch im Innenbereich freie Bauflä-

chen zur Verfügung stehen, ist es aus Sicht der Samtgemeinde Hemmoor gerechtfertigt, die 

Ausweisung einer Gewerbefläche auf landwirtschaftlichen Flächen höher zu gewichten als den 

Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauches, der im Ergebnis einen Verzicht auf die Aus-

weisung von weiterem Bauland in Hemmoor bedeuten würde (vgl. auch Kap. 2.2). 

 

Wechselwirkungen 

Eine Verstärkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wech-

selwirkungen ist im Plangebiet nicht zu erwarten.  

 

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

In der Umgebung des Plangebietes sind keine Vorhaben oder Planungen bekannt, durch die 

es zu einer Kumulation von Umweltauswirkungen mit den Auswirkungen der hier in Rede ste-

henden Planung kommen könnte.  

 

Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle und Katastrophen  

Der Samtgemeinde Hemmoor liegen keine Hinweise auf eine besondere Anfälligkeit des Vorha-

bens für schwere Unfälle oder Katastrophen vor.  

 

 

8.6 Geprüfte Planungsvarianten  

 

Auf eine zusätzliche Erschließung von Gewerbegrundstücken über die nördlich und südwestlich 

verlaufenden Wirtschaftswege soll verzichtet werden, da hierfür ein Ausbau der Wege mit ent-

sprechenden zusätzlichen Erschließungsaufwendungen und ökologischen Eingriffen verbunden 

wäre.  

 

 

8.7 Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft  

 

Nachfolgend werden unter Berücksichtigung der zu erwartenden Umweltauswirkungen der Pla-

nung Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft beschrieben: 

 

• Erhalt der randständigen geschützten Wallhecke, Schutz der Gehölze vor Beeinträchtigun-

gen, insbesondere während der Bauarbeiten nach DIN 18920 - Ziel: Erhalt potenzieller Fle-

dermaus- und Brutvogellebensräume (Vermeidungsvorkehrung Schutzgut Arten und Lebens-

gemeinschaften), Erhalt klimaaktiver Gehölzstrukturen  

• Festlegung einer landschafts- und nutzungsgerechten Gebäudehöhe und Geschossigkeit in 

der verbindlichen Bauleitplanung- Ziel: Einfügen der Neubebauung in die umgebenden 

Siedlungsstrukturen  

• Emissionskontingentierung und Festlegung von passiven Schallschutzmaßnahmen im Be-

bauungsplan - Ziel: Vermeidung von erheblichen Lärmbelastungen  

• Versickerung des anfallenden nicht schädlich verunreinigten Oberflächenwassers auf den 

privaten Grundstücksflächen, Vorschaltung von Filter- und Reinigungssystemen - Ziel: Erhalt 

der Grundwasserneubildung und Vermeidung von negativen Auswirkungen auf das Schutz-

gut Wasser  

• Entwicklung eines naturraumtypischen Gehölzstreifens aus heimischen, standortgerechten 

Laubbäumen und Sträucher im Osten der Bauflächen (Festsetzung als Fläche für das An-

pflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen im Bebauungsplan)  Ziel: 

landschaftsgerechte Eingrünung und Abgrenzung der Neubebauung im Übergang zum 
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freien Landschaftsraum, Schaffung neuer Lebensräume für heimische Pflanzen- und Tierar-

ten, Revitalisierung der Bodenfunktionen, Verbesserung des Kleinklimas 

• Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange - Ziel: Vermeidung artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

• Dachbegrünung oder Errichtung von Solaranlagen - Ziel: Verbesserung des Kleinklimas, Min-

derung klimatisch nachteiliger Effekte von Baukörpern, Schaffung von Lebensgrundlagen für 

heimische Tier- und Pflanzenarten, Nutzung regenerativer Energien 

 

Zum Schutz des Bodens wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Bundes-

Boden-schutzgesetz der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtungen auf dem 

Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffen-

heit führen können, verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenverän-

derungen zu treffen, die durch die Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungs-

bereich hervorgerufen werden können. 

 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 

sowie wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

Dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen sollte im Rahmen der Baumaßnahmen durch 

geeignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberboden, kein Vermischen von Böden 

unterschiedlicher Herkunft, Vermeidung von Verunreinigungen, schichtentreuer Auf- und Abtrag) 

entgegengewirkt werden.  

 

Ausgleichsmaßnahmen 

Im Norden des Plangebietes sind Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und Entwick-

lung von Natur und Landschaft als Kompensationsflächen ausgewiesen worden, in denen eine 

naturraumtypische, extensiv genutzte Streuobstwiese zu entwickeln ist.  

 

Für die Entwicklung der Streuobstwiese ist die bisherige Ackernutzung aufzugeben und eine 

unregelmäßige Pflanzung aus hochstämmigen Obstbäumen einer traditionellen Art durchzu-

führen und dauerhaft zu erhalten. Die Obstbaumpflanzung sollte dabei in Gruppen oder ver-

setzt voneinander erfolgen. Für die Pflanzung eignen sich Altländer Pfannkuchen, Jacob Lebel, 

Boskoop, Bremervörder Winter, Glockenapfel, Gellerts Butterbirne, Bürgermeisterbirne, Alexand-

er Lukas, Büttners Rote Knorpelkirsche und Hauszwetsche. Die Pflanzabstände zwischen den 

Obstbäumen sollten 6,00 bis 8,00 m betragen. Der Schutz der Streuobstwiese vor Wild- und 

Viehverbiss ist durch eine ortsübliche Einzäunung und/oder Stamm-Manschetten zu gewährleis-

ten. Abgängige Obstbäume sind stets durch die vorgenannten Arten zu ersetzen. Auf der ver-

bleibenden Fläche ist eine extensive Mähwiese zu entwickeln. Hierzu ist im ersten Jahr nach der 

Aufgabe der bisherigen Ackernutzung eine Roggensaat durchzuführen ist, um eine Aushagerung 

des Bodens zu ermöglichen. Das Erntegut ist abzufahren. Danach ist eine Ansaat mit der Re-

giosaatgutmischung RSM HK 1/ UG 1 - Nordwestdeutsches Tiefland durchzuführen. Zusätzlich 

kann auch eine Mahdgutübertragung von artenreichen Spenderflächen erfolgen. Die Fläche 

sollte vor der Aussaat frei von mehrjährigen Unkräutern, wie z. B. Quecke oder Brennnesseln, sein. 

Der günstigste Zeitpunkt für eine Ansaat ist das Frühjahr bis Mitte Mai. Auf der Grünlandfläche ist 

eine extensive Wiesenfläche mit einer ein- bis zweimalige Mahd pro Jahr ab Ende Juni des Jah-

res durchzuführen. Zur Entwicklung von Extensivgrünland ist eine extensive Wiesenpflege mit 

einer ein- bis zweischürigen Mahd pro Jahr ab 1. August des Jahres durchzuführen. Das 

Mähgut ist abzufahren. Zur Erhöhung der Strukturvielfalt sind am Rand der Streuobstwiese mind. 

3,00 m breite Randstreifen zu belassen, die nur alle zwei- bis drei Jahre zu mähen sind. Die 

Verwendung von mineralischem und organischem Dünger (einschließlich Gülle), die Kalkung, 

der Biozideinsatz, die Reliefmelioration, Neuansaat, Reparatur- und Nachsaat sind unzulässig; 

ausgenommen ist ein bedarfsgerechte Punktdüngung der Obstbäume zum Ertragserhalt. Die 

Umsetzung der Maßnahme ist spätestens eine Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungs-

maßnahmen im Plangebiet durchzuführen.  
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Wesentliche Ziele der Ausgleichsmaßnahmen sind:  

− Erhöhung der Arten- und Lebensraumvielfalt und die Entwicklung von naturraumtypischen 

Biotopstrukturen  

− die Lebensraumbedingungen für heimische Tierarten (insb. Brutvögel, Fledermäuse und Insek-

ten) zu verbessern 

− Revitalisierung der Bodenfunktionen  

− Schaffung klimaaktiver Strukturen 

− die Eigenart, Vielfalt und Schönheit des Landschafts- und Ortsbildes durch die Entwicklung 

naturraumtypischer Elemente zu fördern, das Ortsbild zu gestalten und das Plangebiet land-

schaftsgerecht einzubinden  

 

Durch die geplanten Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung sowie durch die im 

Plangebiet vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen können die planungsbedingten Eingriffe 

nicht vollständig vermieden oder kompensiert werden.  

 

Zum Ausgleich des weiterhin verbleibenden Kompensationsdefizites stellt die Stadt Hemmoor 

die noch erforderlichen Ausgleichsflächen im Bereich des Kompensationsflächenpools "Wes-

tersoder Moor" zur Verfügung, der aus einem östlichen und westlichen Teil besteht. Der Kom-

pensationsflächenpool liegt nordwestlich des Stadtteiles Westersode und ist rund 1,00 km vom 

Plangebiet entfernt. Die Flächen des Kompensationsflächenpools sind im wirksamen Flächen-

nutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor bereits als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft ausgewiesen worden. 

 

Der Flächenpool dient als Ausgleichs- bzw. Ersatzfläche für Eingriffe in die Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes, die an anderer Stelle im Stadtgebiet vorgesehen 

sind. Um die Entwicklung von extensiv genutztem Grünland, Sukzessionsflächen, Gehölzstrukturen 

und Feuchtlebensräumen zu erreichen, die ökologische Strukturvielfalt zu erhöhen und das Areal 

ökologisch aufzuwerten, ist für den Flächenpool ein Pflege- und Entwicklungskonzept (siehe An-

hang der Begründung) mit einer Wiedervernässung der Flächen, der Anlage von Graben- bzw. 

Grüppenaufweitungen, der Entwicklung einer Waldstruktur sowie einer Nutzungsextensivierung 

erstellt worden. Insgesamt stehen im Bereich des Flächenpools "Westersoder Moor" rund 20,945 

Werteinheiten als Kompensationspotenzial zur Verfügung. Die Flächen des Kompensationsflä-

chenpools stehen im Eigentum der Stadt Hemmoor. 

 

Von den im Bereich des Kompensationsflächenpools verfügbaren 20,945 Werteinheiten ist bis-

lang ein Anteil von 18,553 Werteinheiten durch andere kompensationspflichtige Planungen der 

Kommune in Anspruch genommen worden, so dass weiterhin ca. 2,391 Werteinheiten zur Verfü-

gung stehen.  

 

Die Kompensation planungsbedingter Eingriffe kann somit über den Flächenpool vollständig 

erfolgen.  

 

Die Samtgemeinde Hemmoor hat den Kompensationsflächenpool „Westersoder Moor“ der Na-

turschutzbehörde des Landkreises Cuxhaven zur Eintragung in das Kompensationsflächenver-

zeichnis bereits übermittelt.  
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Räumliche 

Lage des Kompensationsflächenpools "Westersoder Moor"  
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Übersichtskarte mit Darstellung der Abgrenzung des 

Kompensationsflächenpools  

"Westersoder Moor" der Stadt Hemmoor 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8.8 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 

Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt  

 

Für die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen bei der Durchführung der Planung 

sollten folgende Maßnahmen seitens der Samtgemeinde Hemmoor ergriffen werden:  

 

• Kontrolle des nachfolgenden Bebauungsplanes bezüglich der Umsetzung der Vorgaben 

der 32. Flächennutzungsplan-Änderung   

 

 

8.9 Zusammenfassung  

 

Mit der Bauleitplanung möchte die Samtgemeinde Hemmoor die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für die Entwicklung einer weiteren Gewerbefläche (G) im Gebiet der Stadt Hemmoor 

schaffen , um den erkennbaren Bedarf an gewerblichen Bauflächen zu decken. Das rund 2,600 

ha große Plangebiet liegt im Westen des Stadtteiles Westersode nördlich des in Realisierung 

befindlichen Gewerbegebietes Hemmoor West. Durch die angestrebte städtebauliche Ent-

wicklung werden sich erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Boden/ Fläche sowie das Land-

schafts- und Ortsbild ergeben. Die planungsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Arten 

und Lebensgemeinschaften, das Schutzgut Wasser sowie das Schutzgut Klima/ Luft sind jedoch 

weniger erheblich. Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch können durch die vorgesehe-

nen Schallschutzmaßnahmen vermieden werden. Der Ausgleich der planungsbedingten Ein-
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griffe erfolgt über eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von 

Natur und Landschaft im Norden des Plangebietes (Anlage einer Streuobstwiese) sowie über 

externe Ausgleichsmaßnahmen.  

 

 

9. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BETRACHTUNG  

 

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die gemeinschaftsrechtlich geschützten 

Arten nach Anhang IV der FFH-RL sowie europäische Vogelarten i.S. Art. 1 der Vogelschutzrichtli-

nie (VRL). Diese Arten stehen gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG unter besonderem Schutz; es ist verbo-

ten,  

„1. wild lebende Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-

schädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-

rend der Fortpflanzung-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheb-

lich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungs-

zustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffs-

verbote).“ 

 

Gemäß § 44 Absatz 5 Satz 2 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 

3 BNatSchG (Verbot der Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und im Hinblick 

auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen 

das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) nicht vor, soweit die ökologische Funktion der 

von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird. Gleiches gilt für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buch-

stabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten. 

 

Im Änderungsbereich sind im Rahmen der Biotopkartierung keine besonders oder streng ge-

schützten Pflanzenarten festgestellt worden, so dass planungsbedingt weder eine Schädigung 

noch eine Zerstörung dieser Pflanzen und ihrer Standorte zu erwarten ist. Artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände werden somit nicht ausgelöst.  

 

Für das Plangebiet liegen keine konkreten Hinweise auf ein Vorkommen (streng) geschützter 

oder gefährdeter Vogel-, Fledermaus- oder Amphibienarten vor. Jedoch ist nicht ausgeschlos-

sen, dass vereinzelt streng geschützte Arten das Bebauungsplangebiet als Nahrungs- oder 

Fortpflanzungshabitat nutzen.   

 

Das Plangebiet liegt laut den Umweltkarten Niedersachsen (Niedersächsisches Ministerium für 

Umwelt, Energie und Klimaschutz - Brutvögel wertvolle Bereiche 2010, ergänzt 2013 und Gast-

vögel wertvolle Bereich 2006, ergänzt 2013; 2018) weder in einem Brut- noch in einem Gast-

vogelgebiet mit lokaler bis internationaler Bedeutung. Südlich des Plangebietes beginnt im 

Bereich der Kreisstraße 29 ein als regional bedeutsam eingestufter Brutvogellebensraum (um-

weltkarten-niedersachsen).  

 

Vermeidungsvorkehrungen 

Es sollte der notwendige  Bauabstand zu Bäumen einhalten werden, um Baumkronen und Wur-

zelbereiche nicht zu beschädigen. Während der gesamten Zeit der Bautätigkeiten sollte der 

Schutz der Wallhecke gemäß DIN 18920 (Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen) im baustel-

lennahen Bereich gewährleistet werden (u. a. Schutz vor mechanischer Beschädigung von 

Baumkronen, Rinden und Wurzeln durch Geräte und Baufahrzeuge).   
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Um Konflikte hinsichtlich der besonders geschützten Brutvogel- und Amphibienarten zu vermei-

den, sollten Baumaßnahmen (inkl. Baustelleneinrichtung) erst nach Beendigung der Brut- und 

Aufzuchtzeit der Brutvögel (frühestens ab Mitte August), nach Möglichkeit aber erst im Winterhalb-

jahr (ab November bis Anfang März – nach Ende der Wanderzeit adulter und junger Amphibien) 

stattfinden. Sollten Baumaßnahmen innerhalb der Wanderzeit von Amphibien durchgeführt wer-

den, ist während der Bauzeit entlang der Südseite des Graben ein Amphibienschutzzaun aufzu-

stellen. 

 

Weiterhin sollten während der Bauzeit keine unnötigen Tierfallen (beispielsweise ebenerdige steile 

Schächte, nach oben offene Rohre etc.) ent- bzw. bestehen, um Individuenverluste oder unge-

plante Brutstätten im Baubereich zu vermeiden.   

 

Zum Schutz nachtaktiver Insekten sollten LED-Lampen ohne Ultraviolett- und Blauanteil und einem 

begrenzten Abstrahlungswinkel verwendet werden, deren Leuchtkegel sich nur auf den Boden 

des auszuleuchtenden Bereiches richten. Die Beleuchtung ist mit Abschirmungen und Blend-

schutzvorrichtungen zu versehen und ggfs. gegen das Eindringen von Spinnen und Insekten ab-

zudichten. 

 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen ist davon auszugehen, dass eine arten-

schutzverträgliche Umsetzung der Planung erfolgt und planungsbedingt keine Verbotstatbestän-

de nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 

 

Es wird daher rein vorsorglich darauf hingewiesen, dass aufgrund der artenschutzrechtlichen Vor-

gaben der §§ 39 und 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vor Beginn von Baumaßnahmen 

auszuschließen ist, dass artenschutzrechtliche Bestimmungen verletzt werden und es zu verbote-

nen Handlungen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG kommt. Ist nicht auszuschließen, dass Habitate 

besonders oder streng geschützter Arten betroffen werden, ist unverzüglich die Untere Natur-

schutzbehörde des Landkreises Cuxhaven zu informieren und das weitere Vorgehen abzustim-

men. 

 

 

10. BELANGE DER DENKMALPFLEGE  

 

Baudenkmale 

Alle im Plangebiet und der näheren Umgebung ggf. befindlichen baulichen Anlagen stehen 

nicht unter Denkmalschutz gemäß dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz (NDSchG).  

 

In einer Entfernung von ca. 800 m südwestlich zum Plangebiet befindet sich eine unter Denk-

malschutz stehende ehemalige Wassermühle (Bröckelbecker Straße 2). Des Weiteren existieren 

in östlicher Richtung in einer Entfernung von etwa 950 m zum Plangebiet die unter Denkmal-

schutz stehenden Gebäude auf den Grundstücken Westersoder Schulstraße 5 und 7. Hierbei 

handelt es sich um eine ehemalige Schule mit Nebengebäuden.  

 

Zwischen der geplanten Gewerbefläche und den Denkmalen wird keine oder kaum eine 

Sichtbeziehung bestehen, da die vorhandene und geplante Bebauung (B-Plan Nr. H 77) und 

der Gehölzbestand Sichtbeziehungen erschweren oder vollständig unterbinden. Dementspre-

chend sind negative Auswirkungen auf das Erscheinungsbild der Baudenkmale aufgrund der 

Planung nicht zu erwarten. 

 

Die Kreisstraße 29, die auch an den vorgenannten Baudenkmalen vorbeiführt, darf als öffentli-

che Straße mit allen für den Straßenverkehr zugelassenen Fahrzeugen, auch von Baufahrzeu-

gen und schweren Lkw, befahren werden. Es bestehen weder eine Gewichtsbeschränkung 

noch eine Zufahrtsbeschränkung. Insofern ist unabhängig von der hier in Rede stehende Pla-

nung auf der Kreisstraße 29, die als wichtige überörtliche Verkehrsverbindung dient, von einer 

unbegrenzten Frequentierung und potenziellen Auswirkung durch den Kfz-Verkehr, einschl. Lkw-

Verkehr und Baustellenfahrzeugen, auszugehen. Besondere Maßnahmen gegenüber potenzi-



SAMTGEMEINDE HEMMOOR                                                                       32. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  

 PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR - ARCHITEKTUR  • STÄDTEBAU • ÖKOLOGIE                                                                           28 

ellen Beeinträchtigungen der Baudenkmale durch den planungsbedingten Verkehr sind daher 

nicht erforderlich. 

 

Archäologische Denkmalpflege 

Zur Berücksichtigung der Belange der Archäologischen Denkmalpflege wird nachfolgender 

Hinweis auf die Planzeichnung aufgebracht:  

 

Sollten bei den geplanten Bau- u. Erdarbeiten ur- o. frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: 

Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkon-

zentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) angeschnitten werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des 

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetztes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Archäologischen 

Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven unverzüglich angezeigt werden. Meldepflichtig ist der Finder, 

der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde u. Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis 

zum Ablauf v. 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tra-

gen. 

 

 

11. BELANGE DER LANDWIRTSCHAFT  

 

Eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebiet ist nicht mehr vorgesehen. Die 

Hergabe der landwirtschaftlich genutzten Flächen erfolgt auf Freiwilligkeit.  

 

Im Plangebiet befinden sich keine landwirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung. In einem nach TA 

Luft Anhang 7 zu betrachtenden Umkreis von 600 m existiert nur südöstlich des Plangebietes süd-

lich der Westersoder Schulstraße ein Standort mit Pferdehaltung. Erhebliche negative Auswirkun-

gen durch Geruchsimmissionen sind im Plangebiet aufgrund des Abstandes zum Betriebsstand-

ort, der Zwischenbebauung sowie der Lage des landwirtschaftlichen Betrieb außerhalb der 

Hauptwindrichtung nicht zu erwarten.  

 

Vorsorglich wird jedoch darauf hingewiesen, dass mögliche landwirtschaftliche Immissionen, 

ausgehend von der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflächen in 

der Umgebung und der Nutzung der Erschließungsanlagen durch landwirtschaftliche Fahrzeuge 

angesichts der räumlichen Lage angrenzend an einen landwirtschaftlich genutzten Bereich im 

Planbereich zu tolerieren sind.  

 

Bezüglich der in § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB genannten Belange (Bodenschutzklausel und 

der Umwidmungssperrklausel) wird auf Kapitel 2 der Begründung verwiesen.  

 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird nur so viel landwirtschaftliche Fläche in An-

spruch genommen, wie für die Realisierung des geplanten Gewerbegebietes und die gesetzlich 

vorgeschriebene Kompensation der planungsbedingten Eingriffe erforderlich ist. Flächen mit 

hoher bis sehr hoher Bodenfruchtbarkeit werden nicht genutzt. Die Vermeidungsvorkehrungen 

zum Schutz des Bodens werden in Kap. 8 und Kap. 14 dargelegt. 

 

Durch die Bereitstellung des Kompensationsflächenpools "Westersoder Moor" der Stadt Hemmoor 

und die dort vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen erfolgt der Ausgleich der planungsbe-

dingten Eingriffsfolgen auf stadteigenen Flächen. Auf agrarstrukturelle Belange wird dabei ge-

mäß § 15 Abs. 3 BNatSchG Rücksicht genommen, da durch die Ausgleichsmaßnahmen im 

Bereich des Flächenpools keine Böden mit hoher oder sehr hoher Bodenfruchtbarkeit (NIBIS-

Kartenserver 2023) und damit mit besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft in Anspruch ge-

nommen werden. Darüber hinaus trägt die Umsetzung der Maßnahmen im Bereich des Flä-

chenpools durch die Vernetzung von Lebensräumen, durch die Entwicklung von linienhaften 

Elementen, Gewässern sowie Waldarealen zur nachhaltigen Aufwertung des Naturhaushaltes 

und des Landschaftsbildes bei. Außerdem dürfen die im Bereich des Kompensationsflächen-

pools liegenden Ausgleichsflächen zum Teil als Extensivgrünland bewirtschaftet werden, so dass 

die Kompensationsflächen nicht vollständig aus der landwirtschaftlichen Nutzung herausge-

nommen und Pflege- und Bewirtschaftungsmaßnahmen durch die Landwirtschaft erbracht wer-

den können. 



SAMTGEMEINDE HEMMOOR                                                                       32. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  

 PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR - ARCHITEKTUR  • STÄDTEBAU • ÖKOLOGIE                                                                           29 

 

Die Erschließung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen ist auch weiterhin uneinge-

schränkt über die öffentlichen Straßen sowie die Wirtschaftswege gewährleistet.  Die Bewirtschaf-

tung benachbarter landwirtschaftlicher Flächen wird planungsbedingt nicht eingeschränkt. 

 

 

12. BELANGE DER WASSERWIRTSCHAFT UND DES HOCHWASSERSCHUTZES 

 

Wasserwirtschaft 

Das Plangebiet liegt im Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes Nr. 20 Untere Oste. Inner-

halb des Plangebietes befinden sich jedoch keine Verbandsgewässer oder -anlagen. 

 

Im Norden des Plangebietes verläuft auf der Südseite eines Wirtschaftsweges ein offener, ca. 

2,50 m bis 3,00 m breiter Entwässerungsgraben, der als Gewässer III. Ordnung eingestuft ist. Die 

Unterhaltung des Grabens sowie die Abfuhr des Räumgutes erfolgt durch die Kommune über die 

nördlich angrenzenden Wegeflächen.  

 

Hochwassergefährdung und Hochwasserschutz 

Der Länderübergreifende Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz vom 19.08.2021 (BGBl. I S. 

3712) hat zum Ziel, das Hochwasserrisiko in Deutschland zu minimieren und dadurch Schadens-

potenziale zu begrenzen, indem eine effektive raumplanerische Hochwasservorsorge zur Anwen-

dung kommt. Dabei sind folgende Prüfvorgaben in der vorliegenden Planung zu berücksichti-

gen:   

 

Hochwasserrisikomanagement 

I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwick-

lung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 

Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignis-

ses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwin-

digkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen 

Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwasserrisiken einzubeziehen. 

 

Klimawandel und -anpassung 

I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdi-

sche Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser sind 

bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung 

nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen. 

 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

Laut dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven liegt der 

Bereich des Plangebietes nicht in einem Vorranggebiet für den Hochwasserschutz. Das Plange-

biet befindet sich nach den Umweltkarten (Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Kli-

maschutz, 2023) sowie dem Geoportal des Landkreises Cuxhaven (2023) weder in einem per 

Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebiet nach §§ 76 und 78 WHG bzw. §§ 115 und 

116 NWG noch in einem nach § 78 Abs. 2 WHG vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. 

Das Plangebiet liegt zudem nicht in einem Suchraum für aktivierbare Retentionsflächen für die 

Hochwasservorsorge (Nds. Umweltkarten 2023). Im Nahbereich des Plangebietes existiert kein 

Risikogewässer gemäß Hochwasserrisikomanagement-Richtline (HWRM-RL). Die als Risikogewässer 

eingestufte Oste verläuft rd. 4,0 km östlich des Plangebietes. Nach der HWRM-RL 2. Zyklus 2016 - 

2021 liegt das Plangebiet nicht einem Gebiet, in dem mit signifikanten Schäden durch Hoch-

wasser zu rechnen ist. Das Plangebiet befindet sich nicht in einem durch die HWRM-RL festgestell-

ten Küstengebiet, so dass eine potenzielle Gefährdung durch eindringendes Meerwasser nicht zu 

erwarten ist. Demzufolge sind Maßnahmen zum Hochwasserschutz sowie zum Hochwasserrisiko-

management im Rahmen der vorliegenden Planung nicht erforderlich.  

 

Damit die mit der Planung verbundene Flächenversiegelung nicht zu einem erhöhten Oberflä-

chenwasserabfluss und damit zu einer Belastung oberirdischer Gewässer führt, ist als Vermei-
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dungsvorkehrungen die Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers vorgesehen worden. 

Sofern im Einzelfall eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnisse im Einzelfall nicht oder nicht 

gänzlich möglich sein sollte, kann das anfallende Oberflächenwasser ausnahmsweise in den im 

Norden des Plangebietes verlaufenden Graben abgeführt werden. Um eine Überlastung des 

Gewässers zu vermeiden, sollte das Oberflächenwasser jedoch nur gedrosselt abgeleitet wer-

den. Hierfür erforderliche Retentionsräume sind auf den Grundstücksflächen vorzusehen. 

 

 

13. ALTABLAGERUNG UND ALTSTANDORTE 

 

Der Samtgemeinde Hemmoor sind für den Bereich des Plangebietes keine Altablagerungen und 

Altstandorte bekannt. Sollten bei Bau- und Erschließungsmaßnahmen Hinweise auf schädliche 

Bodenveränderungen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) gefunden werden, 

ist unverzüglich der Landkreis Cuxhaven als untere Bodenschutzbehörde zu informieren. 

 

 

14. ERSCHLIEßUNG, VER- UND ENTSORGUNG, BAUGRUND 

 

Verkehrliche Erschließung  

Die Erschließung der geplanten Gewerbeflächen erfolgt über eine neu zu errichtende öffentliche 

Straße, die an die Wendeanlage des südöstlich liegenden Gewerbegebietes "Hemmoor West" 

angeschlossen wird.    

 

Eine direkte Anbindung der Gewerbeflächen an die nördlich und südwestlich angrenzenden 

Wirtschaftswege soll aufgrund der zusätzlichen Erschließungsaufwendungen und der vorhande-

nen geschützten Wallhecke nicht vorgenommen worden.   

 

Der Fuß- und Radweg an der K 29 wird im Rahmen der Erschließungsausbauarbeiten für das in 

Realisierung befindliche Gewerbegebiet Hemmoor West bereits nach Südwesten verlängert, so 

dass auch das Plangebiet für Fußgänger und Radfahrer künftig gut erreichbar sein wird.  

 

Über die Kreisstraße 29 und die anschließende K 28 ist eine Anbindung an die B 495 und damit 

an den überregionalen Verkehr gegeben. Der öffentliche Personennahverkehr wird über den 

Bahnhof der Stadt Hemmoor, den KVG-Busverkehr sowie das Anrufsammel-Taxi der Samtge-

meinde Hemmoor sichergestellt. Fußläufig erreichbare Haltestellen des Busverkehrs befinden sich 

rd. 400 m südwestlich und östlich des Plangebiets an der Westersoder Schulstraße und der Brö-

ckelbecker Straße. Über die vorhandenen Bushaltestellen der KVG und des Anrufsammeltaxis 

(AST) mit den entsprechenden Anschlussmöglichkeiten untereinander sowie Umstiegsmöglich-

keiten an den schienengebundenen Personennahverkehr (Bahnhof Hemmoor) und den Bür-

gerbus ist eine gute Anbindung des Plangebietes an den ÖPNV gegeben.  

 

Energieversorgung 

Die Energieversorgung des Plangebietes kann durch den Anschluss an das vorhandene Strom- 

und Gasversorgungsnetz sichergestellt werden. Versorgungsunternehmen ist die EWE Netz GmbH.  

Für den ggf. erforderlichen Ausbau des Versorgungsnetzte stehen die öffentlichen Straßenver-

kehrsflächen zur Verfügung. 

 

In der Umgebung des Plangebietes können sich nach der Leitungsauskunft der EWE Netz GmbH 

(2023) Versorgungsleitungen (Strom, Gas) des Unternehmens befinden. Die Lage der Versor-

gungsleitungen ist den Bestandsplänen des zuständigen Versorgungsunternehmens zu entneh-

men und vor Durchführung von Baumaßnahmen vor Ort zu erkunden. 

 

Sollte für das Plangebiet seitens des Grundversorgers künftig keine Gasversorgung mehr vorgese-

hen werden, müssen die Grundstückseigentümer die Wärmeversorgung dezentral auf den jewei-

ligen Baugrundstücken über Anlagen für die Nutzung und Speicherung alternativer oder regene-

rativer Energien (z. B. Solarenergie, Geothermie, Erdwärme, Wärme-Tauscher) sicherstellen. Zeit-

räume mit Verbrauchsspitzen oder Minder-Produktion regenerativer Energie können über die 

Stromversorgung abgefangen werden. Die EWE Netz GmbH sollte außerdem informiert werden, 
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wenn ein wärmetechnisches Versorgungskonzept umgesetzt oder im Schwerpunkt auf den Ein-

satz fossiler Brennstoffe verzichtet wird.   

 

Im Rahmen von Baumaßnahmen ist sicherzustellen, dass vorhandene Versorgungsleitungen 

(Strom, Gas) nicht beeinträchtigt oder beschädigt werden. In diesem Zusammenhang wird da-

rauf hingewiesen, dass die für die Versorgung des Baugebietes notwendigen Versor-

gungsleitungen unter Berücksichtigung der maßgeblichen technischen Vorschriften bzw. Regel-

werke und in Abstimmung mit dem Versorgungsträger zu errichten sind. Grundlage für die Lei-

tungstrasse ist die DIN 1998 „Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen“. 

Die Leitungstrasse ist so zu planen, dass die geforderten Mindestabstände gemäß den VDE- und 

DVGW-Regelwerken eingehalten werden. Gleiches gilt für die Änderung oder die Anpassung der 

Anlagen. Die Kabelschutzanweisung des Versorgungsunternehmens ist zu beachten. Die Lage 

und die Breite der Trassenkorridore (mind. 2,20 m) für die Versorgungsleitungen sind in der nach-

folgenden Erschließungsausbauplanung festzulegen. 

 

Zur Koordination mit den Baumaßnahmen anderer Versorgungsträger, sollten notwendige Er-

schließungsmaßnahmen frühzeitig mit der EWE Netz GmbH abgestimmt werden. 

 

Darüber hinaus sind Oberflächenbefestigungen im Bereich von Versorgungsleitungen so zu pla-

nen und auszuführen, dass die Herstellung von Hausanschlüssen, Störungsbeseitigungen, Rohr-

netzkontrollen usw. problemlos möglich sind. Eine eventuelle Bepflanzung sollte nur mit flachwur-

zelnden Gehölzen ausgeführt werden, um eine Beschädigung der Versorgungsleitungen auszu-

schließen. 

 

Telekommunikation  

Die fernmeldetechnische Versorgung und die Breitbandversorgung des Planbereiches werden 

über die Deutsche Telekom Technik GmbH und die EWE Netz GmbH sichergestellt.  

 

Im Plangebiet können sich Versorgungsleitungen der Versorgungsunternehmen befinden. Die 

Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen Versorgungsunterneh-

men zu entnehmen. Im Rahmen von Baumaßnahmen ist sicherzustellen, dass vorhandene Tele-

kommunikationsleitungen nicht beschädigt oder beeinträchtigt werden. Die Kabelschutzanwei-

sungen der Versorger sind zu berücksichtigen. 

 

Zur Versorgung des Plangebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur ist die Verlegung neuer Tele-

kommunikationsleitungen erforderlich. Hierfür stehen die öffentlichen Straßenverkehrsflächen zur 

Verfügung. Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie zur Koordination 

mit dem Straßenbau sowie den Baumaßnahmen der anderen Versorgungsträger, sollten die 

Erschließungsmaßnahmen frühzeitig mit der Deutsche Telekom Technik GmbH und der EWE Netz 

GmbH abgestimmt werden. 

 

Bei privaten Baumaßnahmen sind für die Anlage oder Ergänzung von Telekommunikationsleitun-

gen auf den privaten Grundstücken entsprechende Anträge an den Versorgungsträger oder 

Anbieter zu stellen. 

 

Bei Baumpflanzungen sollte das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Ent-

sorgungsanlagen" (FGSV, Ausgabe 2013) beachtet werden.   

 

Richtfunk 

Eine Beeinflussung von Richtfunkstrecken ist durch neue Bauwerke mit Bauhöhen bis zu 20,00 m 

nicht zu erwarten. Aufgrund der im Plangebiet zulässigen Gebäudehöhe von maximal 12,00 m 

ist daher davon auszugehen, dass mit der Planung keine Störungen des Richtfunks verbunden 

sein werden.  

 

Trinkwasserversorgung  

Die Trinkwasserversorgung wird durch den Anschluss des Plangebietes an das vorhandene Trink-

wasserleitungsnetz gewährleistet. Hierzu erfolgt ein entsprechender Ausbau der Wasserversor-

gungsleitungen. Träger der Trinkwasserversorgung ist der Wasserverband Wingst.  
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Löschwasserversorgung 

Für Gewerbegebiete ist laut dem DVGW-Arbeitsblatt W 405:2008-2 im Regelfall von einem 

Löschwasserbedarf von ca. 1.600 l/ min bzw. 96 m³/ h auszugehen.  

 

Für die Löschwasserversorgung stehen die in einem Umkreis von 300 m liegenden Löschwasser-

entnahmestellen zur Verfügung. Sollte im Plangebiet zur Sicherung der Löschwasserversorgung 

die Installation weiterer Löschwasserentnahmestellen (z. B. Unterflurhydrant, Saugstelle) erforderlich 

sein, sind der genaue Standort sowie die notwendige Entnahmekapazität mit der Freiwilligen 

Feuerwehr Hemmoor und dem Wasserverband Wingst abzustimmen. 

 

Oberflächenwasserbewirtschaftung 

Das auf den privaten Gewerbeflächen anfallende Oberflächenwasser ist auf den privaten 

Grundstücksflächen über geeignete Sickeranlagen zu versickern, um die Grundwasserneubil-

dung zu erhalten und negative Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu vermeiden. Sickeranla-

gen sind dabei gemäß dem Regelwerk der Abwassertechnischen Vereinigung DWA-A138 zu 

bemessen und zu gestalten. Sofern im Einzelfall eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnis-

se im Einzelfall nicht oder nicht gänzlich möglich sein sollte, kann das im Bereich des Baugrund-

stückes anfallende Oberflächenwasser ausnahmsweise über einzelne Rohrleitungen oder eine 

öffentliche Regenwasserkanalisation in den im Norden des Plangebietes verlaufenden Graben 

abgeführt werden. Um eine übermäßige Belastung der Gewässer zu vermeiden, darf das Ober-

flächenwasser der privaten Flächen jedoch nur gedrosselt mit 1 l*s/ha in den Graben bzw. die 

Regenwasserkanalisation abgeleitet werden. Hierfür erforderliche Retentionsräume (z. B. Regen-

rückhaltung, Brauchwassernutzung) sind auf den privaten Grundstücken vorzusehen und im 

nachfolgenden wasserrechtlichen Verfahren nachzuweisen. Ein entsprechender Hinweis ist in die 

Planzeichnung aufgenommen worden.  

 

Das im Bereich der öffentlichen Straßenverkehrsflächen künftig anfallende Oberflächenwasser 

soll über eine neu zu errichtende Regenwasserkanalisation in den angrenzenden Graben ge-

drosselt eingeleitet werden. Hierfür  erforderliche Retentionsräumen können im Bereich der Plan-

straßen z. B. in Form von Mulden angelegt werden.   

 

Zum Schutz der Oberflächengewässer und des Grundwassers vor Verunreinigungen sind bei ge-

werblichen Nutzungen der Einleitung von schädlich verunreinigtem Oberflächenwasser grund-

sätzlich Filter- und Reinigungssysteme, z. B. Sandfilter, vorzuschalten. Die gesetzlichen Vorschriften 

zur Einleitung von Oberflächenwasser (z. B. WHG) sind zu beachten. Zum Schutz des Bodens vor 

Verunreinigungen ist ferner zu beachten, dass Fahrzeuge, Maschinen oder Geräte, bei denen 

wassergefährdende Stoffe (z. B. Öle) abtropfen könnten, nur auf flüssigkeitsdichten Flächen ab-

gestellt und repariert werden dürfen.  

 

Die für die Oberflächenwasserbewirtschaftung ggf. erforderlichen Anträge auf Einleitungserlaub-

nisse sind mit der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Cuxhaven abzustimmen und dort zu 

stellen.  

 

Abwasserentsorgung 

Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden Abwassers erfolgt über eine öffentliche Schmutz-

wasserkanalisation mit Anschluss an die Kläranlage der Samtgemeinde Hemmoor. Für die Ab-

wasserentsorgung ist dabei eine Verlegung von Schmutzwasserleitungen erforderlich.  

 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung fällt in den Zuständigkeitsbereich des Landkreises Cuxhaven und wird durch 

diesen bzw. dessen Auftragnehmer sichergestellt.  

 

Baugrund 

Nach Angaben des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie - LBEG - (NIBIS-Kartenserver 

2023) finden sich im Untergrund des Plangebietes keine löslichen Gesteine (z. B. Kalkstein, Salz, 
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Gips), so dass keine Erdfallgefahr besteht. Bei Bauvorhaben kann daher auf konstruktive Siche-

rungsmaßnahmen bezüglich der Erdfallgefährdung verzichtet werden.  

 

Im Plangebiet steht nach Auskunft des LBEG (2023) tragfähiger Baugrund mit nicht hebungs- und  

setzungsempfindlichen Lockergesteinen an. Dennoch ist es zu empfehlen, für Bauvorhaben die 

gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen einer Baugrunderkundung zu prüfen und festzu-

legen. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die Vorgaben der DIN-Normen als 

gesetzlich geltende technische Baubestimmungen zu beachten. Vorabinformationen zum Bau-

grund können dem Internet-Kartenserver des LBEG (NIBIS) entnommen werden; diese ersetzen 

jedoch keine Baugrunduntersuchung. 

 

Zum Schutz des Bodens wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Bundes-Boden-

schutzgesetz der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtungen auf dem Grundstück 

durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen kön-

nen, verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, 

die durch die Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen 

werden können. 

 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 

sowie wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

Dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen sollte im Rahmen der Baumaßnahmen durch 

geeignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberboden, kein Vermischen von Böden 

unterschiedlicher Herkunft, Vermeidung von Verunreinigungen, schichtentreuer Auf- und Abtrag) 

entgegengewirkt werden.  

 

Laut der Themen- und Auswertungskarte "Bergbau" des Nieders. Bodeninformationssystems 

(NIBIS-Kartenserver) des LBEG 2023 hat das Plangebiet keine Bedeutung für den Bergbau. Es 

existieren im Plangebiet und der Umgebung weder Bergbaurechte, Bewilligen nach Bundes-

berggesetz (BBergG) noch Altverträge, Erlaubnisse zur Suche nach Bodenschätzen oder Berg-

werkseigentum. 

 

 

15. VERFAHREN  

 

Der Samtgemeindeausschuss der Samtgemeinde Hemmoor hat in seiner Sitzung am 

01.06.2023 den Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB für die 32 Änderung des Flächen-

nutzungsplanes gefasst.  

 

Des Weiteren hat der Samtgemeindeausschuss der Samtgemeinde Hemmoor in seiner Sitzung 

am ..................... beschlossen, den Entwurf der Planzeichnung und der Begründung der 32. Än-

derung des Flächennutzungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 

 

Für die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hemmoor ist die öffentli-

che Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .......... bis ........ durchgeführt worden. 

Die Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 Abs. 1 und 2 BauGB beteiligt worden.  

 

Der Rat der Samtgemeinde Hemmoor hat den Feststellungsbeschluss für die 32. Änderung des 

Flächennutzungsplanes nach Prüfung der Stellungnahmen in seiner Sitzung am ................... ge-

fasst.  

 

Hemmoor, den ....................... 

 

 

 

……....................................................                                    

     Samtgemeindebürgermeister                     
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Die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hemmoor wurde ausgear-

beitet von:  

 

 

PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR 

Am Heuberg 22 

21755 Hechthausen 

email: planungsbuero.doerr@t-online.de 

Tel:     04774-991153 

www.planungsbuero-doerr.de 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

Hechthausen, den  
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15. ANHANG  

 

− Planzeichnung der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hem-

moor (Auszug)  

 

− Schalltechnische Untersuchung für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. H 98 sowie die 

Änderung des Flächennutzungsplanes in der Gemeinde Hemmoor  - T & H Ing. GmbH 

(03.2023) 

 

 

 

 

  

 



 

 

 

 

 



 

 



 

 

 


